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Bau- und Zonenreglement der Gemeinde Birgisch

I. GELTUNGSBEREICH, VOLLZUG UND VERANTWORTUNG

Art.!
Ôrtlicher und sachlicher Geltungsbereich

Das vorliegende Bau- und Zonenreglement gilt für das ganze Gemeindegebiet. Es sol1 eine
geordnete Bebauung und eine geeignete Nutzung des Bodens auf dem Gemeindegebiet ge­
wâhrleisten,
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Es regelt Rechte und Pflichten des Einzelnen auf dem Gebiete des Bauwesens und der Boden­
nutzung gegenüber der Gemeinschaft und gegenüber Dritten.

Seine Bestimmungen sind anwendbar fur alle bewilligungspflichtigen Bauten, Anlagen und
Vorkehren, die nicht der Bewilligungszustândigkeit des Bundes und der Spezialgesetzgebung
des Kantons unterliegen.

Das Reglement stützt sich auf die einschlâgigen kantonalen Vorschriften, insbesondere des
Bauwesens und der Raumplanung sowie verwandter Gebiete.

Art. 2
Zustândigkeit, Vollzug

Die Aufsicht über das Bauwesen und der Vo11zug des Bau- und Zonenreglementes sind Sache
des Gemeinderates.

Für die Bewilligung von Baugesuchen innerhalb der Bauzone ist die Gemeindeverwaltung zu­
stândig, fur Bauten ausserhalb der Bauzone und für Bauvorhaben der Gemeinde die kantonale
Baukommission.

Der Gemeinderat kann eine Baukommission ernennen. Einzelne Aufgaben kônnen Fachleuten
übertragen werden, welche ein Geschâft vorbereiten und dem Gemeinderat Antrag ste11en.

Art. 3
Verantwortung

Für die Einhaltung der Bauvorschriften sind insbesondere Bauherr, Architekt, Ingenieur, Bau­
leitung und Unternehmer verantwortlich. Hauptverantwortlich bleibt der Bauherr. Die Verant­
wortung wird durch die Tâtigkeit der Gemeindebehërde nicht tangiert.

Durch die Erteilung der Baubewilligung und die Ausübung der Kontrolle übernehmen die Be­
hërden keine Verantwortung insbesondere fur Konstruktion, Festigkeit und Materialeignung.

66-0P Birgisch - ABW - Mârz 2007



Bau- und Zonenreglement der Gemeinde Birgisch, Gesamtrevision 2007

II. BAUBEWILLIGUNGSVERFAHREN

Art. 4
Recht auf Baubewilligung
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Ali. 24BauV

Art. 66BauG

Bauten und Aniagen sind zu bewilligen, wenn sie den bau- und planungsrechtlichen Vorschrif­
ten und den nach anderen Gesetzen im Baubewilligungsverfahren zu prüfenden Vorschriften
entsprechen, die ôffentliche Ordnung nicht gefâhrden, in âsthetischer Hinsicht befriedigen und
das Orts- und Landschaftsbild nicht beeintrâchtigen,

Bedarf eine Baute oder bauliche Aniage überdies anderer raumplanungs- und umweitrelevanter
Bewilligungen, so ist die Stellungnahme aller betroffenen Stellen einzuhoien und der Entscheid
unter Abwâgung aller Interessen zu fâllen,

Sind fur die Verwirklichung eines Bauvorhabens verschiedene fonnell- und materiellrechtliche
Vorschriften anzuwenden und besteht zwischen diesen ein derart enger Sachzusammenhang,
dass sie nicht getrennt und unabhângig voneinander angewendet werden dürfen, hat die Recht­
anwendung koordiniert zu erfolgen. Die Baubewilligung ist jedoch erst zuzustellen, wenn die
erforderlichen weiteren Bewilligungen vorliegen.

Das Baubewilligungsverfahren richtet sich in allen Belangen, welche in diesem Reglement
nicht anderweitig festgeIegt sind, nach der kantonalen Baugesetzgebung. Diese umschreibt die
bewilligungspflichtigen Bauvorhaben nicht abschliessend.

Art. 5
Bewilligungspflichtige Bauvorhaben

Art. 19BauV Alle Bauten, Anlagen und Vorkehren, die unter die Bestimmungen der bau- und planungsrecht­
lich relevanten Gesetzgebung fallen, erfordern eine Baubewilligung. Dieses Erfordernis gilt für
folgende Bauvorhaben:

1. Die Erstellung, den Wiederaufbau, die wesentliche Ânderung sowie die Vergrôsserung von
Gebâuden, Gebâudeteilen und ihren Anbauten;

2. Den totalen oder teilweisen Abbruch bestehender Bauten und Anlagen;
3. Die Erstellung und Erweiterung von anderen Bauten und Anlagen ,wie von:

a) Lager- und Verteilungsaniagen fur Treib- und Schmierstoffe, der Gasversorgung
(Tankganlagen, Behâlter, Silos und dergieichen) sowie Erdbohrungen und andere al­
ternative Heizsysteme;

b) Heizungseinrichtungen oder soIche der Energieversorgung, Tünnen und freistehenden
Kaminen, Antennen, Parabolantennen, Transformatoren- sowie Freiluftanlagen;

c) Privatstrassen und anderen Kunstbauten, Zufahrten, Rampen, Parkplâtzen und Leitun­
gen;

d) Mauern und Einfriedungen
e) Anlagen fur die Beseitigung der Abwâsser und des Kehrichts sowie von Misthôfen,

Jauchegruben und Biogasanlagen
f) Treibhâusern, Iandwirtschaftlichen und industriellen Silos ;
g) Ablagerungs- und Abstellplâtzen unter freiem Himmel, namentlich fur gewerbliche

und industrielle Erzeugnisse, Maschinen und ausgediente Fahrzeuge sowie die dauer­
hafte Lagerung von Materialien, wie Baumaterialien, Eisen und dergleichen;
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h) Sportanlagen und Campingplâtzen, Plâtzen fur das Aufstellen von Reisewohnwagen
und Schwimmbassins;

i) Schutzbauten gegen Naturgefahren;
k) Reklameeinrichtungen;

4. Femer ist eine Baubewilligung erforderlich rur:
a) das Aufstellen von mobilen Wohnwagen, Zelten und dergleichen ausserhalb eines be­

willigten Campingplatzes für mehr als 60 Tage;
b) Terrainverânderungen wie Auffüllungen, Abgrabungen und Terrassierungen;
c) das Anlegen von Materialentnahmestellen (Steinbrüche und Kiesgruben) und ihren

Nebenanlagen;
d) alle übrigen bedeutenden Arbeiten, welche dazu angetan sind, die Oberflâchengestal­

tung, die Bodennutzung oder das Landschaftsbild (durch Beseitigung von Baumgrup­
pen, Gehëlz, Gebüschen, durch Erstellen von Entwâsserungsanlagen und von Quell­
fassungen usw.) merklich zu verândern,

Vorbehalten bleiben die strengeren Vorschriften für die in Inventaren nâher bezeichneten
besonders schutzwürdigen Objekte.

Art. 6
Bewilligungsfreie Bauten und Anlagen

Es bedürfen keiner Bewilligung:

Art.20BauV
1. gewôhnliche Unterhaltsarbeiten an Gebâuden und Anlagen;
2. bauliche Ânderungen im Innem von Gebâuden unter Vorbehalt von Art. 7, Abs. 2 lit. b;
3. Bauten und Anlagen im ortsübIichen Rahmen wie:

a) private Kieinbauten und Nebenaniagen, wie mindestens auf zwei Seiten offene, unge­
deckte Gartenplâtze.Gartencheminées, Sandkâsten und Planschbecken fur Kinder;

b) kieinere private Anlagen der Garten- oder Aussenraumgestaltung wie Wege, Treppen,
Brunnen, Teiche;

c) Anlagen zur Gewinnung der Energie, die eine Flache von einem Quadratmeter nicht
übersteigen und im Bauvorhaben integriert sind;

d) Automaten sowie kleine Behâlter, wie Kompostbehâlter und âhnliches bis zu 1 m'
Inhait.

4. Fahmisbauten wie Festhütten, Zirkuszelte, Tribünen und die Lagerung von Materiai oder
mobile Einrichtungen der Landwirtschaft, wie Plastiktunnels und âhnliche Einrichtungen
bis zu einer Dauer von 60 Tagen.

Alle übrigen Bauvorhaben, welche nicht aIs bewilligungsfrei bezeichnet sind, gelten Iaut Art. 5
aIs bewilligungspflichtig. Auch bewilligungsfreie Bauvorhaben sind der Baubehërde schrift­
lich zu meiden.

Art. 7
Anderungen von Bauten und Anlagen

Art. 21BauV Einer Baubewilligung bedarfjede wesentliche Ânderung der in Artikel 5 genannten Bauten
und Anlagen.
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AIs wesentliche Ânderung gilt insbesondere:
a) die âussere Umgestaltung, wie die Ânderung von Fassaden, Ânderungen der Fassadenfarbe

sowie die Verwendung neuer Materialien bei Renovationsbauten;

b) die Ânderung der Zweckbestimmung von Bauten und Anlagen, wenn diese für die Einhal­
tung der Zonenvorschriften, Abstandsvorschriften und die Baulinienabstânde relevant ist
oder zu einer wesentlichen Mehrbelastung der Erschliessungsanlagen führt;

c) die Ânderung an Gebâuden oder Gebâudeteilen, die klassiert oder inventarisiert sind.

Art. 8
Gesuch um Auskunft

Art .30BauV Auf der Grundlage summarischer Bauakten kann ein Gesuch um Auskunft bei der zustândigen
Behërde eingereicht werden, welches Aufschluss gibt über die Bebaubarkeit eines bestimmten
Grundstückes. Das Gesuch um Auskunft gilt nicht als Baugesuch. Die erteilte Auskunft bindet
die zustândige Behërde nicht und ist nicht beschwerdefâhig.

Art. 9
Form des Baugesuches

Art. 31BauV
Das Gesuch fur eine Baubewilligung ist der Gemeindebehërde in Form eines im Format A4
geordneten Baudossiers einzureichen.

Es ist das amtliche, bei den Gemeinden zu beziehende Gesuchsformular zu verwenden. Es
muss ordnungsgemâss ausgefullt, datiert und vom Bauherrn und vom Projektverfasser unter­
zeichnet sein.
Dem Baugesuch sind folgende Unterlagen in der von der Gemeinde bezeichneten Anzahl
beizulegen:

a) der Situationsplan;
b) die Projektplâne;
c) ein topographischer Kartenabschnitt im Massstab 1:25'000 mit Angabe des geplanten

Standortes durch ein rotes Kreuz;
d) ein gültiger Grundbuchauszug mit Angabe der Dienstbarkeiten und ëffentlich-rechtlichen

Eigentumsbeschrânkungen, sofem dieser für die Bewilligung notwendig ist.

Bei unbedeutenden Bauvorhaben und Anlagen kann die zustândige Baubewilligungsbehôrde
von den Regeln der Baueingabe abweichen.

Art. 10
Inhalt des Baugesuches

Art. 32BauV lm Baugesuch sind zu bezeichnen:

a) Name und Adresse des Grundeigentümers oder der Grundeigentümer, des Bauherrn (allen-
falls seines Bevollmâchtigten oder des Vertreters) sowie des Projektverfassers;

b) die Bauparzelle mit der genauen Lage, den Koordinaten und der Nutzungszone;
c) die genaue Zweckbestimmung des Bauvorhabens;
d) die Hauptdimensionen der Bauten und Anlagen, ihre Konstruktionsart, die Baumaterialien,

Art der Farbe der Fassaden und der Bedachung sowie die Art der Energieversorgung;
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e) für die der Ôffentlichkeit zugânglichen Bauten die bautechnischen Massnahmen ,die den
Zugang und die Benützung kôrperlich behinderter und alterer Personen ermëglichen;

f) bei Campingplâtzen, deren Flâchenmâssige Ausdehnung, die Anzahl Plâtze, die für die
betrieblichen Bauten vorgesehenen Flâchen, die Anzahl sanitâren Anlagen sowie die Ein­
zelheiten der âusseren Gestaltung;

g) bei Gewerbe- und Industriebauten die voraussichtliche Zahl der darin beschâftigten Perso­
nen;

h) bei Mast- und Zuchtbetrieben Art und Grosse der vorgesehenen Tierhaltung;
i) die Zufahrt von der nâchsten ëffentlichen Strasse zum Baugrundstück und die Art ihrer

rechtlichen Sicherung im Falle der Inanspruchnahme fremden Bodens;
k) die Ausnützungsziffer, der energetische Projektnachweis und der Nachweis der vorge­

schriebenen Erdbebensicherheit sowie deren Berechnung in nachprüfbarer Fonn;
i) die statistischen Angaben (Art der Bauten, Anzahl Wohnungen mit der Zimmeranzahl, der

Anteil von Gewerbe- und Industrieflâchen in Quadratmeter, SIA-Volumen, Kosten usw.);
m) die Baukosten jedoch ohne Kosten fur Landerwerb, Erschliessung und Bauzins;
n) die Lârmempfindlichkeitsstufe und die eventuellen Überschreitungen der Immissions­

grenzwerte (LSV).

lm Baugesuch ist ausserdem anzugeben, ob das Bauvorhaben ein besonders schützenswürdiges
Objekt nach einem Inventar laut Art. 18 BauG oder der Nutzungsplanung betrifft.

Art. 11
Form des Situationsplanes

Art. 33BauV Der Situationsplan ist im vermessenen Gemeindegebiet auf einer yom amtlichen Geometer
unterzeichneten Kopie des Grundbuchplanes zu erstellen.

Trâgt der Projektverfasser im Situationsplan die nach Artikel 12 verlangten baupolizeilichen
Angaben selber ein, so hat er die durch die Verwendung einer besonderen Farbe deutlich von
den yom amtlichen Geometer bescheinigten Eintragungen zu unterscheiden.

Das zustândige Gemeindeorgan bestâtigt auf dem Plan die Richtigkeit und die Vollstândigkeit
der baupolizeilichen Eintragungen und im nicht vermessenen Gemeindegebiet die Richtigkeit
des gesamten Situationsplanes.

Art. 12
Inhalt des Situationsplanes

Art. 34BauV Der Situationsplan gibt namentlich Aufschluss über:

a) Grenzen und Nummem der Bauparzelle und der Nachbarparzellen, die Namen ihrer Eigen­
tümer, die auf diesen Parzellen bereits vorhandenen oder bewilligten Bauten und Anlagen,
die Koordinaten, die Flache des Baugrundstückes und die Ausnützungsziffer;

b) die Nutzungszone, in welcher das Baugrundstück liegt;
c) den Massstab und die Nordrichtung sowie die Strassen- und Lokalnamen;
d) die in rechtskrâftigen Strassenplânen festgelegten Baulinien;
e) die ôffentlichen Verkehrswege mit Richtungsangabe, die bestehenden und die projektierten

Zufahrten sowie die Abstellplâtze für Motorfahrzeuge;
f) die rechtskrâftigen oder anerkannten Waldgrenzen;
g) die Wasserlâufe, die Kanâle und die Hochspannungsleitungen;
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h) die bestehenden Bauten schraffiert oder in grauer Farbe, die projektierten Bauten und die
Umbauten in roter Farbe sowie den Abbruch von Gebâuden in gelber Farbe;

i) die Abstânde von den ôffentlichen Strassen, den Grenzen benachbarter Grundstücke und
Gebâude, den Waldgrenzen, den Gewâssern und den Hochspannungsleitungen;

k) einen ausserhalb des Bauplatzes liegenden, jedoch kontrollierbaren Fixpunkt zur Festle-
gung der Hôhenquoten;

1) die Baulanderschliessung gemâss Art. 19 RPG, Art. 14 und 15 kRPG;
m) den Standort der nâchsten Hydranten;
n) den Standort der Brennstoff- und Energieanlagen;
0) die auf der Bauparzelle und den Nachbarparzellen vorhandenen besonders schutzwürdigen

Objekte.

Art. 13
Inhalt der Projektplâne

Art. 35BauY
Die Projektplâne sind nach den Regeln der Baukunst im Massstab 1:50 oder 1:100 zu erstellen,
zu datieren und yom Projektverfasser und yom Bauherrn zu unterzeichnen. Für wichtige Bau­
vorhaben kann die zustândige Baubewilligungsbehôrde Bauplâne im Massstab 1:200 oder
1:500 gestatten. Sie enthalten alle zum Verstândnis des Bauvorhabens und fur die Kontrolle
der Einhaltung der Bauvorschriften nôtigen Unterlagen namentlich:

a) die Grundrisse sâmtlicher Geschosse mit Angabe der Hauptdimensionen, der Zweckbe­
stimmung der Râume, der hauptsâchlichen Materialien, der Feuerungs-, Wârmeerzeu­
gungs- und Rauchabzugsanlagen sowie der übrigen Anlagen;

b) die zum Verstândnis des Bauvorhabens nôtigen Schnitte mit Angabe der lichten Geschoss­
hôhen, die Angabe des natürlich gewachsenen und des fertigen Bodens, die Angabe des im
Situationsplan eingetragenen Fixpunktes betreffend die Hôhe, Die Lage der Schnitte ist im
Situationsplan oder im Erdgeschossgrundriss einzutragen;

c) sâmtliche Fassadenplâne mit Markierung der Hôhenlage sowie mit Angabe des natür1ichen
oder fertigen Bodens nach Beendigung der Bauarbeiten;

d) die Umgebungsgestaltung mit Angabe der Erdverschiebungen, der Bôschungen, der
Stützmauem, der festen Einfriedungen, der Plâtze und Zufahrten.

Bei Umbauten müssen in den Plânen die bestehenden Gebâude in grauer Farbe, die abzubre­
chenden Gebâudeteile in gelber Farbe und die neuen projektierten Bauten in roter Farbe ange­
geben werden. Den Plânen ist ein Fotodossier beizulegen.

Bei geschlossener Bauweise sind Anfang und Ende der Nachbargebâude hinreichend auf den
Bauplânen anzugeben. Den Plânen ist ein Fotodossier beizulegen.

Art. 14
Besondere Unterlagen

Art. 36+37
SauY

Dem Baugesuch sind beizulegen:
a) bei Materialentnahme- und Ablagerungsstellen, deren flâchenm âssige Ausdehnung, die

Auffüllhëhen und Abbautiefen, die Lângs- und Querprofile, die Art des abzutragenden o­
der zu lagemden Materials, die Plane der Wiederaufforstung oder der Wiederinstandstel­
lung der Ausbeutungsstelle;

b) fur industrielle, gewerbliche und Hotelbauten, die von den zustândigen kantonalen und
eidgenôssischen Behôrden verlangten weiteren Unterlagen und Angaben;
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c) alle fur die Behandlung des Baugesuches aus der Sicht der Energie- und Umweltschutzge­
setzgebung notwendigen Unterlagen.

Bei grësseren Bauvorhaben oder bei besonders heiklen Verh âltnissen (z.B. Campingplâtzen
usw.) kann die zustândige Baubehërde weitere Unterlagen oder Angaben, wie insbesondere zu­
sâtzliche Planunterlagen über den Bauvorgang und die Sicherheitsvorkehren, Garantien, Foto­
montagen, Modelle, topographische Aufnahmen bei Ausnahmegesuchen sowie jede andere zu­
sâtzliche fur die Behandlung des Baugesuches notwendige Angabe verlangen.

Erfordert das Bauvorhaben die Ausarbeitung einer Umweltvertrâglichkeitsprüfung, prüft die
Gemeinde vor der ëffentlichen Auflage, ob die Voruntersuchung gemâss Umweltschutzrecht
durchgeführt worden ist. Erfordert das Bauvorhaben die Erstellung einer Zivilschutzanlage, so
müssen die entsprechenden Plane von der zustândigen Behërde vor Baubeginn genehmigt sein.

Art. 15
Prüfung durch die Gemeinde

Art. 39BauV

Art. 40 BauV

Nach Erhalt der Baueingabe und nach allenfalls erfolgter Profilierung prüft die Gemeindebe­
horde deren Richtigkeit und Vollstândigkeit.Spâtestens innert 10 Tagen weist sie vorschrifts­
widrige und unvollstândige Baueingaben an den Gesuchsteller zur Verbesserung zurück.
Die zustândige Behôrde kann zur Verbesserung und Vervollstândigung eine Frist ansetzen mit
der ausdrücklichen Androhung, dass bei Nichtbeachtung auf das Gesuch nicht eingetreten wird.
Der Nichteintretensentscheid ist wie ein Bauentscheid zu erëffnen .

Ist ohne weiteres erkennbar, dass ein Bauvorhaben nach den ëffentlichrechtlichen Vorschriften
nicht oder nur mit Ausnahmen, welche der Gesuchsteller nicht beantragt hat, bewilligt werden
kann, so macht ihn die Gemeindebehôrde spâtestens innert 30 Tagen schriftlich auf diesen
Mangel aufmerksam. Das Bewilligungsverfahren wird weitergeführt, wenn der Gesuchsteller
der Gemeindebehërde innert 30 Tagen mitteilt, er beharre auf seiner Baueingabe. Andemfalls
gilt das Gesuch aIs zurückgezogen.

Art. 16
Ôffentliche Planauflage, Baugespann

Art. 36+38
BauG

Alle bewilligungspflichtigen Bauten und Anlagen werden von der Gemeinde spâtestens 30 Ta­
ge nach Erhalt der vollstândigen Akten wâhrend 10 Tagen ëffentlich aufgelegt.

Die Publikation erfolgt im kantonalen Amtsblatt und/oder durch ëffentlichen Anschlag in der
Gemeinde.
Das Baugesuch, die zugehërigen Plane und die weiteren Unterlagen kënnen bei der Gemeinde­
verwaltung von jeder am Bauvorhaben interessierten Person wâhrend der Einsprachefrist ein­
gesehen werden.

Für unbedeutende Arbeiten und fur Planânderungen, welche keine Interessen Dritter berühren,
kann von einer ôffentlichen Planauflage abgesehen werden. Der Gesuchsteller ist über den
Verzicht auf die ëffentliche Planauflage schriftlich zu benachrichtigen.

Für Neubauten und grôssere Umbauten kann der Gemeinderat verlangen, dass mit der Einrei­
chung des Baugesuches ein Baugespann aufzustellen ist, welches die künftige Form der Baute
klar erkennen lâsst. Vor der rechtskrâftigen Erledigung des Baugesuches oder ohne Einwilli­
gung des Gemeinderates darf das Baugespann nicht entfemt werden.
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Art. 17
Einsprache gegen das Baugesuch
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Art. 39BauG

Art.4üBauG

Art . 41BauG

Mit der Einsprache gegen ein Bauvorhaben kann geltend gemacht werden, dies es widerspreche
den ôffentlichrechtlichen Vorschriften.

Zur Einsprache sind befugt:
a) Personen, die durch das Bauvorhaben unmittelbar in ihren eigenen schützenswerten Inte­

ressen betroffen sind;
b) jede andere natürliche oder juristische Person, welche durch das Gesetz ermâchtigt ist,

Einsprache zu erheben.

Die Einsprachefrist betrâ gt 10 Tage und beginnt mit der Verôffentlichung im Amtsblatt zu lau­
fen. Die Einsprachen sind schriftlich bei der in der Publikation für zustândig genannten Behër­
de einzureichen. Sie sind zu begründen.

Bei gemeinsamen Einsprachen ist ein Vertreter zu bezeichnen; fehlt diese Bezeichnung, so gilt
der Erstunterzeichnete als Vertreter.

Art. 18
Rechtsverwahrung und Einigungsverhandlung

Art. 42BauG

Art . 43BauG

Die Rechtsverwahrung bezweckt die Orientierung des Baugesuchsstellers und der Behërde
über Privatrechte, welche durch das Bauvorhaben berührt werden und über Entschâdigungsan­
sprüche, die daraus abgeleitet werden kënnten.

Zur Anmeldung einer Rechtsverwahrung ist innert der Einsprachcfrist jedennann befugt, der
zivilrechtlich rechts- und handlungsfâhig ist.

Sind gegen das Baugesuch Einsprachen eingereicht worden oder wurde Rechtsverwahrung an­
gemeldet, kann die zustândige Baubewilligungsbehërde die Beteiligten zu einer Einigungsver­
handlung vorladen.
Über das Verhandlungsergebnis und die unerledigten Einsprachen ist ein Protokoll zu führen,

Art. 19
Entscheid über das Baugesuch

Art. 41BauV

Art. 42BauV

Nach Abschluss der Einsprachefrist bzw. der Einigungsverhandlung prüft die Gemeinde von
Amtes wegen, ob das Baugesuch den ëffentlich-rechtlichen Vorschriften entspricht. Sie kann
über dies dazu Sachverstândige beiziehen, statische Berechnungen, Belastungsproben und der­
gleiehen anordnen. Die Kosten werden im Bauentscheid geregelt.

Entspricht das Bauvorhaben den Bauvorschriften, deren Anwendung der Gemeinde obliegt,
trifft die Gemeinde den Bauentscheid. Der Gemeinderat hat die Baubewilligung zu verweigem,
wenn das Bauvorhaben den gesetzlichen und reglementarischen Bestimmungen widerspricht.
Er kann die Baubewilligung an Bedingungen und Auflagen knüpfen.

Bauvorhaben, die eine kantonale Bewilligung erfordem, leitet der Gemeinderat nach Durchfüh­
rung der ëffentlichen Planauflage mit seiner Vonneinung und den allfâlligen Einsprachen in
fünffacher Ausfertigung an das kantonale Bausekretariat weiter, welches das Bauvorhaben den
zustândigen kantonalen Dienststellen zur Vonneinung unterbreitet.
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Art. 43BauV

Art.51BauV

Spezialbewilligungen, namentlich jene betreffend die Gesetzgebung auf dem Gebiete des Stras­
senwesens, der Gaststâtten, der Beherbergung und des Handels mit alkoholischen Getrânken,
des Arbeitsrechts, der Bodenverbesserungen und der Gewâhrung von Subventionen sind in be­
sonderen Verfahren bei den hierfür zustândigen Behôrden einzuholen.

Der Entscheid des Gemeinderates wird den Gesuchstellem, den Einsprechem sowie - zur
Kenntnisnahme - dem kantonalen Bausekretariat innert 30 Tagen schriftlich erëffnet. Der Bau­
bewilligung werden die Entscheide oder Vorbehalte der kantonalen Fachstellen sowie ein Ex­
emplar der vom Gemeinderat genehmigten Plane beigelegt.

Art. 20
Baubeschwerde, Aufschiebende Wirkung

Art. 46B auG

Art . 47BauG

Art. 48BauG

Bauentscheide kônnen innert 30 Tagen seit ihrer Erôffnung mit schriftlicher und begründeter
Beschwerde beim Staatsrat angefochten werden.

Die Baubeschwerde hat keine aufschiebende Wirkung; diese kann jedoch von Amtes wegen
oder auf Gesuch hin angeordnet werden.
Das Gesuch um Gewâhrung der aufschiebenden Wirkung ist innert der Frist von 10 Tagen zu
stellen. Bis zur rechtskrâftigen Erledigung des Gesuches betreffend die aufschiebende Wirkung
darf mit den Bauarbeiten nicht begonnen werden.

Der Inhaber einer Bau- oder einer Abbruchbewilligung eines Gebâudes darfvon dieser Bewil­
ligung erst Gebrauch machen, wenn:

a) die Beschwerdefrist abgelaufen ist,
b) einer Beschwerde keine aufschiebende Wirkung zuerkannt wurde.

Wurde die aufschiebende Wirkung auf Antrag des Beschwerdeführers angeordnet, so kann von
diesem die Leistung von Sicherheiten fur Verfahrenskosten und fur allfâllige Parteientschâdi­
gung verlangt werden.

Werden die Sicherheiten nicht in der von der zustândigen Behërde festgelegten Frist geleistet,
sa wird die verfügte aufschiebende Wirkung hinfâllig.

Der Beschwerdefuhrer hat den durch die aufschiebende Wirkung entstandenen Schaden zu
ersetzen, wenn er arglistig oder grobfahrlâssig gehandelt hat.

Art. 21
Geltung der Baubewilligung

1. Sachliche und personliche Geltum!

Art . 52BauV Die Baubewilligung berechtigt zur Ausfuhrung des bewilligten Bauvorhabens. Die Bau­
bewilligung gilt fur den Gesuchsteller und den Eigentümer des Baugrundstückes. Interes­
sierte kônnen von einer Baubewilligung oder einer Sonderbewilligung, deren Erteilung
vom Nachweis besonderer Voraussetzungen abhângig war, nur Gebrauch machen, wenn
sie diese Voraussetzung selbst erfüllen und im Besitze der Sonderbewilligungen sind.

Yom Nachweis besonderer Voraussetzungen abhângig sind namentlich Bau- und Ausnah­
mebewilligungen fur:
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Art. 53BauV

a) Bauten und Anlagen in der Landwirtschafts-, in der Maiensâss-, Erhaltungs- und Wei­
lerzone;

b) Bauten und Anlagen gemâss Artikel 24 RPG und Artikel 31 des Baugesetzes.

Ob diese besonderen Voraussetzungen für Interessierte erfüllt sind, entscheidet die zustân­
dige Bewilligungsbehôrde, deren Verfügung wie ein Bauentscheid anfechtbar ist.

2. Zeitliche GeItUlH!

Die Baubewilligung erlischt, wenn innerhalb von 3 Jahren seit ihrer rechtskrâftigen Ertei­
lung mit der Ausflihrung des Bauvorhabens nicht begonnen wird. Bei Gebâuden gilt der
Bau aIs begonnen, wenn die Bodenplatte oder die Fundamentskonsolen erstellt sind.

Der Fristenlaufbeginnt nicht oder wird gehemmt, wenn die Baubewilligung aus rechtli­
chen Gründen nicht ausgenützt werden kann und der Bauherr die zumutbaren Schritte zur
Beseitigung der Ausführungshindemisse unternimmt.

Nichtbegonnene Bauvorhaben, die im Rahmen einer Gesamtüberbauung in Form einer
einzigen Bewilligung genehmigt wurden , müssen nach Ablaufvon 5 Jahren seit Eintritt der
Rechtskraft emeut ôffentlich aufgelegt werden.

Die zustândige Baubewilligungsbehôrde kann die Geltungsdauer einer Bewilligung aus
berechtigten Gründen um hëchstens 2 Jahre verlângern. Die Verlângerung ist ausgeschlos­
sen, wenn sich die massgebenden rechtlichen oder tatsâchlichen Verhâltnisse seit dem
Bauentscheid verândert haben.

Art. 22
Baubeginn

Art . 54BauV

Art . 55BauV

Art . 49BauG

Mit den Bauarbeiten darf begonnen werden, wenn:
1. keine Einsprachen vorliegen, unmittelbar nach Zustellung der Baubewilligung, sofem die

allenfalls beizubringenden Sonderbewilligungen rechtskrâftig vorliegen;
2. Einsprachen vorliegen:

a) innert der Frist von 10 Tagen nach Erëffnung der Baubewilligung, sofem die aufschie­
bende Wirkung nicht von Amtes wegen angeordnet oder kein Gesuch um Gewâhrung
der aufschiebenden Wirkung gestellt wurde;

b) im Falle der Anordnung der aufschiebenden Wirkung, nach rechtskrâftiger Erledigung
der von Amtes wegen oder auf Gesuch hin angeordneten aufschiebenden Wirkung.

Liegen gegen das Bauvorhaben keine Einsprachen vor und sind keine ëffentlichen Interessen
betroffen, so kann die zustândige Behôrde, jedoch aufWag und Gefahr des Bauwilligen, den
Baubeginn schon nach Ablauf der Einsprachefrist gestatten.
Ein vorzeitiger Baubeginn ist jedoch ausgeschlossen, wenn das Bauvorhaben ausserhalb der
Bauzone liegt oder besondere Bewilligungen erfordert oder wenn es ein geschütztes Baudenk­
mal oder Ortsbild verândert,

Der Inhaber einer Baubewilligung ist verpflichtet, der Gemeinde beziehungsweise der KBK
den Baubeginn und die Beendigung der Bauarbeiten zu melden.
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Art. 23
Projektânderungen
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An. 57BauV
Eine Projektânderung im Sinne dieser Bestimmung liegt var, wenn das Bauvorhaben in seinen
Hauptmerkmalen gleich bleibt.

Die Hauptmerkmale eines Bauvorhabens sind die Erschliessung, der Standort, das Volumen,
die Geschosszahl, die Geschosseinteilung, die Zweckbestimmung und die âussere Gestaltung.

Wird eines dieser Hauptmerlanale erheblich geândert, so muss Gegenstand eines neuen Bauge­
suches bilden.

Die Baubewilligungsbehôrde kann nach Anhërung der Beteiligten und der von der Projektân­
derung berührten Dritten das Verfahren ohne emeute Verëffentlichung fortsetzen, wenn ôffent­
liche oder wesentliche nachbarliche Interessen nicht zusâtzlich betroffen sind . Das Beschwer­
derecht bleibt varbehalten.

Die Ânderung eines bewilligten Bauvorhabens vor oder wâhrend der Bauausfiihrung kann nach
Anhôrung der Beteiligten ohne neues Baugesuchsverfahren gestattet werden . Erforderlich ist
diesfalls eine Zusatzbewilligung. Die Erteilung der Zusatzbewilligung setzt voraus, dass das
bewilligte Bauvorhaben in den Hauptmerkmalen unverândert bleibt und dass keine ëffentlichen
oder wesentlichen nachbarlichen Interessen berührt werden.

Art. 24
Baukontrolle

An. 58BauV Die Baupolizeibehôrden haben darüber zu wachen, dass bei der Ausführung von Bauvorhaben
die gesetzlichen Vorschriften und die Nebenbestimmungen der Baubewilligung eingehalten
werden. Der Bauherr oder sein Vertreter:

1. vor Aufnahme der Bauarbeiten:
a) die Einhaltung der Bedingungen und Auflagen der Bewilligung, die bei Baubeginn

erfüllt sein müssen;
b) das Vorliegen der fur das Bauvorhaben erforderlichen weiteren Spezialbewilligungen.

2. bei Hochbauten und bei speziellen Tiefbauarbeiten nach dem Aushub:
a) das Schnurgerüst,
b) der Nachweis des Vorhandenseins einer vermassten Niveaulinie und des Fixpunktes
c) die Strom , Trink- und Abwasserleitungen vor deren Eindecken,

3. wâhrend den Bauarbeiten:
a) die Hëhen und Hëhenlagen vor Erstellen der Kellerdecke und vor Erstellen des Dach­

stuhls oder der obersten Decke
b) die Sauberhaltung oder unverzügliche Reinigung der Fahrbahn bei Verschmutzung

durch den Bauverkehr.

4. nach Vollendung der Bauarbeiten die Einhaltung der Baubewilligung und die mit ihr ver­
fügten Bedingungen und Auflagen.
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Art.51BauG

Art. 58BauV

Der Gemeinderat oder sein Vertreter prüft binnen 3 Tagen seit Empfang dieser Anzeige die
Baute in Anwesenheit des Bauherrn oder seines Vertreters auf Übereinstimmung mit den PHi­
nen. Sofern die Abnahmen nicht stattfinden, kônnen nach dieser Frist die Arbeiten fortgesetzt
werden, jedoch ohne Entbindung des Bauherrn von seiner Verantwortung.

Wird ein Bauvorhaben ohne Baubewilligung oder in Überschreitung einer Baubewilligung
ausgefuhrt oder werden bei der Ausfuhrung eines bewilligten Vorhabens Vorschriften miss­
achtet, so verfugt die zustândige Baupolizeibehërde die totale oder teilweise Einstellung der
Bauarbeiten. Sie kann ein Benützungsverbot fur widerrechtlich erstellte Bauten und Anlagen
erlassen, wenn es die Verhâltnisse erfordern.

Die Baupolizeibehôrde setzt dem jeweiligen Grundeigentümer oder Baurechtsinhaber eine an­
gemessene Frist zur Wiederherstellung des rechtmâssigen Zustandes unter Androhung der Er­
satzvornahme.

Nëtigenfalls veranlasst die Behôrde die Wiederherstellung des rechtmâssigen Zustandes bei
widerrechtlicher Bauausfuhrung oder bei nachtrâglicher Missachtung von Bauvorschriften, Be­
dingungen und Auflagen. Sie berücksichtigen dabei die Grundsâtze der Verhâltnismâssigkeit
und des Vertrauensschutzes.

III PLANUNGSMITTEL

Art. 25
Reglemente und Plane

Die Bauvorschriften der Gemeinde bestehen aus folgenden Reglementen und Plânen:

a) Re glemente
- Baureglement mit Zonenordnung

Kanalisationsreglement
Wasserversorgungsreglement
Kehrichtreglement
Energiesparreglement
alle übrigen Reglemente und Vorschriften zum Bauwesen.

b) Plane
- Nutzungsplan und Zonennutzungsplan
- Verkehrs- und Versorgungsrichtplan
- Plan des Fuss- und Wanderwegnetzes
- Übersichtsplan über den Stand der Erschliessung

c) je nach Notwendigkeit werden zusâtzlich ausgearbeitet:
- Sondemutzungsplâne (kant. RPG Art. 12)

Strassen- und Erschliessungsplâne sowie Baulinienplâne (kant. Strassengesetz)
Hinweisinventare
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Art. 26
Nutzungsplan, Zonennutzungsplan
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Art. 21 kRPG

Art . 22 kRPG

Art . 23 kRPG

Der Nutzungs- und der Zonennutzungsplan bilden einen integrierenden Bestandteil des Bau­
reglementes und sind durch die Urversammlung zu genehmigen. Sie sind fur jedennann ver­
bindlich. Sie bestehen mindestens aus dem Nutzungsplan 1:10'000 und dem Zonennutzungs­
plan im Mst. 1:2'000.
Der Zonennutzungsplan muss laut kantonalem Raumplanungsgesetz mindestens festlegen:

a) Bauzonen
Der Zonenplan teilt das Baugebiet in Zonen ein, legt Frei- und Grünflâchen fest und be­
zeichnet die Schutzgebiete im Siedlungsbereich. Bauzonen umfassen Land, das sich fur die
Überbauung eignet und
- weitgehend überbaut ist oder
- voraussichtlich innert 15 Jahren benôtigt und erschlossen wird.

b) Landwirtschaftszonen
Die Landwirtschaftszonen umfassen Land, das
- sich fur die landwirtschaftliche Nutzung oder den Gartenbau eignet oder
- im Gesamtinteresse landwirtschaftlich genutzt werden soll.

c) chutzzonen
Schutzzonen umfassen:
- Bache, Flüsse, Seen und ihre Ufer samt Bestockung,
- besonders schône sowie naturkundlich oder kulturgeschichtlich wertvolle Landschaf-

ten, Ortsbilder, Bauten und Anlagen sowie geschichtliche Stâtten und bedeutende
ëffentliche Aussichtspunkte,

- fur die Landschaft oder Siedlung charakteristische Baumbestânde oder Gehëlze,
- Naturschutzobjekte und fur die Tier- und Pflanzenwelt wichtige Lebensrâume, wie

Waldrânder, Feuchtgebiete und dergleichen.

d) Weitere Zonen
Zusâtzlich kënnen gemâss Ali. Il kant. RPG weitere Zonen namentlich Zonen fur ëffent­
liche Bauten und Anlagen, fur Sport und Erholung sowie fur Abbau und Deponien be­
stimmt werden.

Die Nutzungs- und Zonennutzungsplâne kënnen auch Gebiete beinhalten, in denen eine be­
stimmte Nutzung erst spâter zugelassen wird oder deren Nutzung noch nicht bestimmt ist
(Bauentwicklungsgebiete).

Art. 27
Verkehrs- und Versorgungsrichtplan

a) Der Verkehrsrichtplan enthâlt die bestehenden und geplanten Verkehrslinien der Gemein­
de , die Hauptverkehrs-, Sammel- und Erschliessungsstrassen, die ëffentlichen Parkplâtze
und die Fuss- und Wanderwege. Er kann zusâtzlich die Bau- und Niveaulinien und Anga­
ben über die Fahrbahnbreiten enthalten.
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b) lm Versorgungsrichtplan sind die dem Zonenplan und den Bauetappen angepassten gene­
rellen Anlagen fur die Wasser- und Energieversorgung sowie fur die Abwasserbeseitigung
dargestellt. Er enthâlt insbesondere den Standort der wichtigsten Bauten und die generelle
Linienführung der wichtigsten Kanâle und Leitungen sowie deren Einzugsgebiet.

Dm Rechtskraft zu erlangen, müssen der Verkehrs- und Versorgungsrichtplan yom Gemeinde­
rat beschlossen, ôffentlich aufgelegt und yom Staatsrat homologiert werden (vgl. kant. Stras­
sengesetz).

Art. 28
Fuss- und Wanderwege

Das Fuss- und Wanderwegnetz umfasst:
- die in der Regel innerhalb des Siedlungsgebietes liegenden Fusswege;
- die in der Regel ausserhalb des Siedlungsgebietes liegenden Wanderwege.

Planung, Kennzeichnung, Erhaltung und Ersatz der Fuss- und Wanderwegnetze sind Aufgabe
der Gemeinde.

Die Gemeinde prüft Aenderungsvorhaben und Ersatzmassnahmen und ist zustândig fur die
Durchführung des durch die kantonale Gesetzesbestimmung festgelegten Verfahrens.

Auf dem Fuss- und Wanderwegnetz wird der freie Durchgang durch die Gemeinde im Rahmen
der geltenden Rechtsordnung garantiert.

Die eidgenôssische und kantonale Gesetzgebung bleibt vorbehalten.

Art. 29
Stand der Erschliessung / Erschliessungsprogramm

Der Übersichtsplan zum Stand der Erschliessung und das Erschliessungsprogramm zeigen die
Teile der Bauzonen, die aufgrund abgeschlossener Planung und Erschliessung baureif sind oder
bei zielstrebiger Weiterführung der bisher erbrachten Leistungen voraussichtlich innert 5 Jah­
ren spâtestens aber innert 15 Jahren baureif gemacht werden kônnen.

Das Gemeinswesen verfolgt die bauliche Entwicklung, stellt die utzungsreserven im weitge­
hend überbauten Gebiet fest und führt die Über icht nach. Die Übcrsicht kann bei der Gemein­
de vonjedermann eingesehen werden.

Art. 30
Sondernutzungsplâne

Der Gemeinderat ist befugt, in klar begrenzten Teilen des Baugebietes die Erarbeitung von
Sondernutzungsplânen zu beschliessen.

Es werden folgende Sondernutzungsplâne unterschieden:

a) Detailnutzungsplan
Der Detailnutzungsplan bezeichnet für bestimmte Teile des Gemeindegebietes besondere
Raumplanungsmassnahmen und regelt die Nutzungsart des Bodens im einzelnen.
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b) Quartierplan
Der Quartierplan bestimmt Anzahl, Art, Lage, Zweckbestimmungen, âussere Abmessun­
gen, Geschosszahl und allenfalls weitere bauliche Einzelheiten wie Ausnutzung und Ges­
taltung, Bau- und Niveaulinien, Strassentrassees der im Planungsgebiet zu erstellenden
Bauwerke. Er ist fur die Grunde igentümer und ihre Rechtsnachfolger verbindlich und kann
die Überbauung des Areais nach dem Zonennutzungsplan ausschliessen.

Zu diesen Plânen kann ein Reglement verlangt werden, welches die Merkmale dieses
Quartiers sowie die Vorschriften betreffend Gestaltung, Verkehr, Umwelt und eventuell
auch die Ausführungstermine enthâlt,

c) Gestaitungsp lan
Der Gestaltungsplan weist einen hôheren Detaillierungsgrad auf als der Quartierplan und
legt in besonderem Ausmass die Gestaltung von Gebâuden und Gebâudeteilen sowie von
Plâtzen, Freiflâchen und Fussgângerbereichen fest.

Der Gemeinderat kann eine Sondemutzungsplanung mit einer Landumlegung oder einer Grenz­
regulierung (vgl. Art. 44) verbinden. Er kann auch besonders wenn ein Sondemutzungsplan ëf­
fentliche Interessen berücksichtigt, laut Art. 39 einen Zuschlag zur Ausnutzungsziffer (Bonus)
gewâhren,

Unter Einhaltung der Zonenvorschriften wird für die Sondernutzungsplâne das ordentliche Bau­
bewilligungsverfahren angewendet. In den übrigen Fâllen ist das Verfahren entsprechend dem
kantonalen Raumplanungsgesetz (Art. 33ft) durchzuführen.

In den Gebieten, in denen Sondernutzungsplâne in Arbeit sind, kënnen betriebs- und nutzungs­
bedingte An- und Umbauten sowie geringfügige Volumenerhôhungen vorgenommen werden, so
weit diese die zu erarbeitenden Sondernutzungsplâne nicht massgeblich erschweren.

IV BEGRIFFSERLAEUTERUNGEN

Art. 31
Grenzabstand

Art. 10 kBauG Der Grenzabstand ist die kürzeste horizontale Entfemung zwischen der Grundstückgrenze und
der Fassade. Es wird zwischen dern kleinen Grenzabstand "a" und dern grossen Grenzabstand
"A" unterschieden.

Beirn kleinen Gren zabstand wird die kürzeste Entfemung im rechten Winkel zur Grenze
gemessen. Er ist bei den Rück- und Nebenfassaden sowie bei eingeschossigen Anbauten
einzuhalten.

Der grosse Grenzabstand wird in der Regel senkrecht zur Fassade gernessen, welche der
Sonne oder Aussicht zugekehrt ist. In Ausnahmefâllen, insbesondere wenn dern Bauherm
bedeutende Nachteile bei der Überbauung eines Grundstückes entstehen, kann der Ge­
rneinderat den grossen Grenzabstand auch auf einer anderen Gebâudeseite zulassen.
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Kommt die Fassade an eine Baulinie zu stehen, kann der grosse Grenzabstand auf einer
Seitenfassade gestattet werden, sofem die in der Zonenordnung festgelegte Ausnutzungs­
ziffer eingehalten und die verlangten Kinderspielplâtze und die notwendigen Autoabstell­
plâtze nachgewiesen sind.

Der Grenzabstand darf auf der ganzen Fassadenlânge nicht unterschritten werden. Ausnahmen
sind zulâssig für Dachvorsprünge Hauseingânge, Balkone, Veranden, Erker, Vortreppen und
âhnliche Baute ile mit einer rnaximalen Ausladung von 1.50 m. Erker und Hauseingânge dürfen
nicht mehr als ein Drittel der Gebâudelânge beanspruchen. lm Erdgeschoss sind keine Erker
zulâssig. Vorbehalten bleiben die Bestirnrnungen von Artikel64 und 65.

Art. 32
Gebâudeabstand

Art. 10 kBauG Der Gebâudeabstand ist die kürzeste horizontale Entfemung zwischen zwei Gebâuden, Er ist
mindestens gleich der Summe der vorgeschriebenen Grenzabstânde.

Bei Bauten auf gleichem Grundstück ist der Gebâudeabstand einzuhalten. Steht auf dem Nach­
bargrundstück bereits ein Gebâude in Unterdistanz zur gemeinsamen Grenze, so muss mindes­
tens der Grenzabstand eingehalten werden.

Art. 33
Nâher- und Grenzbaurecht

Art. 10 kBauG

Art. 7 kBauG

Durch Errichten einer Dienstbarkeit der Grundeigentümer kônnen die Grenzabstânde unter
Wahrung des Gebâudeabstandes auf die beiden Grundstücke verteilt werden. Es kann ebenfalls
bis zur hôchstzulâssigen Gebâudelânge auf die gemeinsame Grenze gebaut werden.

Diese Dienstbarkeit ist zugunsten der Gemeinde im Grundbuch einzutragen. Eine Kopie dieser
Vereinbarung ist der Gemeindeverwaltung vor Baubeginn vorzulegen.

Bauten und Anlagen, die vollstândig unter das gewachsene Terrain zu stehen kommen, dürfen
unter Vorbehalt des kantonalen Strassengesetzes an die Grenze gebaut werden.

Art. 34
Gebâudelânge, MehrHingenzuschlag

Die Gebâudelânge wird bis zur Aussenkante des Hauptbaues gemessen. Erdgeschossige An­
bauten werden nicht zur Gebâudelânge hinzugerechnet. In der Regel soll eine Gebâudelânge
16.00 m nicht überschreiten.

lst eine Gebâudeseite des Hauptbaues langer als 16.00 m, so erhëht sich der Grenzabstand auf
beiden Lângsseiten und zwar um 1/10 der entsprechenden Mehrlânge (Mehrlângenzuschlag) ,

Der Gemeinderat kann verlangen, dass grëssere Gebâude in der Lange und in der Dachform
gestaffelt werden. Bei gestaffelten Gebâuden berechnet sich der Mehrlângenzuschlag nach der
Gebâudelânge des Hauptbaues, reduziert um das Mass der Rückversetzungen.
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Art. 35
Gebâudehëhe
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Art. Il kBauG Die Gebâudehëhe (Seitenhôhe, Firsthëhe) wird gemessen ab natürlich gewachsenem Boden
oder ab Fertigboden, sofem dieser tiefer liegt, bis auf die Oberkante der Fusspfette (Seitenhë­
he) bzw. bis auf die Oberkante der Firstpfette (Firsthôhe) für Satteldâcher und bis auf die
Oberkante der Brüstung fur Flachdâcher. Für Gebâude in Hanglage wird die Gebâudehôhe tal­
seitig gemessen.

Abgrabungen rur Garageneinfahrten und für Hauszugânge, deren Lange kleiner als 112 der ent­
sprechenden Fassade ist, werden nicht zur Gebâudeh ëhe gerechnet. Vorbehalten sind kantonale
feuerpolizeiliche Bestimmungen.
Bei gestaffeltern Baukôrper wird die zulâssige Gebâudehôhe für jeden der versetzten Gebâude­
teil separat berechnet.
Bei Bauten mit Geschâfts- und Gewerbebetrieben kann zur festgelegten maximalen Gebâude­
hôhe gesamthaft ein Zuschlag bis zu 1.50 m gewâhrt werden, wenn dieser nachweisbar be­
triebsbedingt ist.

Zur Kontrolle der Bauhëhe wird vor Baubeginn ausserhalb des Grundstückes vom Geometer
oder vom Bauamt ein Fixpunkt festgesetzt (vergl. Art. llk und 12b BZR).

Art. 36
Gechosszahl, Vollgeschosse

Art. 12 kBauG Die Anzahl der Vollgeschosse ist in der Zonenordnung (Art. 70ft) festgelegt, AIs Vollgeschos­
se gelten das Erdgeschoss und die Obergeschosse.

a) Untergeschosse gelten nicht als Vollgeschoss, wenn sie laut kantonalem Baugesetz
Art. 12 nicht mehr als zwei Drittel ihrer Aussenflâchen aus dem natür1ich gewachsenen
oder dem fertig bearbeiteten Boden herausragen und folgende Bedingungen erfüllen:

- In ebenem Gelânde darf die Oberkante der obersten Kellerdecke lângs der Gebâudeaus­
senseite hôchstens 1.50 m über der tiefstenStelle des gewachsenen oder neu abgegrabe­
nen Bodens liegen. Andemfalls gilt das Kellergeschoss als Vollgeschoss. Vorbehalten
bleiben Abgrabungen laut Art. 35.

- Am Rang darf die Oberkante der Decke des Untergeschosses lângs der Gebâudeaussen­
seite max. 3.0 m über dem tiefsten Punkt des natürlich gewachsenen oder fertigen Bo­
dens liegen. Bergseits darf die maximale Hôhe der Oberkante dieser Decke über dem
gewachsenen oder neu abgegrabenen Boden 1.0 m nicht überschreiten.

Vorbehalten bleiben bei diesen Bestimmungen die Abgrabungen fur Garageneinfahrten und
Hauszugânge laut Art. 35.

b) Dach- oder Attikageschosse gelten nicht als Vollgeschoss, wenn ihre Kniestockhëhe (inkl.
Fusspfette) gemessen an der Verlângerung der Dachflâche bis zur Fassade nicht mehr als
1.50 m Hëhe betrâgt und ihre Bruttogeschossflâche mit mehr als 1.80 lichter Hôhe zwei
Drittel der darunterliegenden Vollgeschossflâche nicht übersteigt.

Bei gestaffelten Baukôrpern wird die Geschosszahl für jeden der versetzten Gebâudeteile sepa­
rat berechnet.
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Art. 37
Ausnutzungsziffer
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Art. 5 kBauV Die Ausnutzungsziffer (az) ist die Verhâltniszahl der anrechenbaren Bruttogeschossflâche
(BGF) der Gebâude zu deren anrechenbaren Landfl âche (LF).

Sie wird wie folgt berechnet:

Ausnutzungsziffer (az) = anrechenbare Bruttogeschossflache BGF
anrechenbare Landflache LF

Art. 7 kBauV

a) Anrechenbare Bruttogeschosstltiche (BGF)

AIs anrechenbare Bruttogeschossflâche gilt die Summe der unmittelbar dem Wohnen oder
dem Gewerbe dienenden oder hierftir verwendbaren ober- und unterirdischen Geschossflâ­
chen einschliesslich der Mauer- und Wandquerschnitte.

Nicht angerechnet werden:
- alle dem Wohnen und dem Gewerbe nicht dienenden oder hierfür nicht verwendbaren

Flâchen ausserhalb der Wohnung wie z.B. Keller, Trockenrâume, Waschküchen, Hei­
zungs- und Tankrâume;
alle Estrich- und Dachrâume, welche nicht mehr als 1.8 m lichte H ôhe aufweisen,
Maschinenrâume für Lifte, Ventilations- und Klimaanlagen,
nicht gewerblichen Zwecken dienende Einstellrâume für Motorfahrzeuge, Velos, Kin­
derwagen, Depots etc.
Korridore, Treppen und Lifte , soweit sie nichtanrechenbare Râume erschliessen,
offene Erdgeschosshallen, überdeckte und offene Dachterrassen, offene ein- und vor­
springende Balkone,
verglaste Râume (Veranda, Gewâchshaus, Wintergarten) von weniger als 12 m2.

Zur Hëlfte anrechenbar sind:
- Gemeinschaftsrâume wie Spiel- und Bastelrâume in Mehrfamilienhâusern, deren Benut­

zung allen Hausbewohnem laut Grundbucheintrag offen steht
- Gemeinschaftsküchen mit Nebenrâumen wie Kühlrâume, Anrichte, Office usw.
- Tages-Aufenthaltsrâume für Angestellte und Betriebspersonal.

b) Anrechenbare Land fHiche (LF)

Die anrechenbare Landflâche ist gleich der Flache der von der Baueingabe erfassten, bau­
lich noch nicht ausgenützten Grundstücke oder Grundstückteile in der Bauzone.

Die beteiligten Grundeigentümer kënnen mit Dienstbarkeitsvertrag vereinbaren, dass die noch
nicht beanspruchte Ausnützung eines Grundstücks auf eine andere Bauparzelle übertragen
wird. Die Übertragung ist jedoch nur zulâssig unter unmittelbar aneinander angrenzenden
Grundstücken derselben Zone. Der Dienstbarkeitsvertrag ist vor Baubeginn zugunsten der Ge­
meinde im Grundbuch einzutragen.

Wird ein überbautes Grundstück neu parzelliert, so darf die neue Parzelle nur soweit überbaut
werden, als die Ausnutzungsziffer über das ganze Grundstück gemessen eingehalten wird. Der
Gemeinderat kann verfiigen, dass die Ausnutzungsziffer eines Grundstückes zu Gunsten der
Gemeinde im Grundbuch angemerkt wird.
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Art. 38
Zuschlag zur Ausnutzungsziffer (Bonus)

a) Der Gemeinderat kann in besonderen Fâllen einen Zuschlag zur Ausnutzungsziffer (Bonus)
gewâhren. Dieser Zuschlag kann gewâhrt werden, wenn z.B. das begünstigte Gebâude den
allgemeinen baulichen oder wirtschaftlichen Interessen der Gemeinde dient oder durch die
ErstelIung von Quartier- oder Gestaltungsplânen oder die kostenlose Abtretung von Boden
für ôffentliche Nutzungsrechte. Der Bonus solI eine zusâtzliche Ausnutzung von 0.1 nicht
überschreiten.

1
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b) Auf Grund des kant. Energiegesetzes-v -. _ . _ kann zur F ôrderung des

Minergiestandards ein zusâtzlicher Bonus von 1l'I:tHf': 15% der ffi der Zonenordn~'l~~'\iOicge e-
henen Ausnützungsziff~gewahrt werden. ar:..-l .:-;:iltz 1~ If~-
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Art. 39
Ausnutzungsregister

j

Art. 5 kBauV

Art. 8 kBauV Die Gemeinde erstelIt ein Ausnützungsregister, das vom Registerhalter oder einem vom Ge­
meinderat emannten Beauftragten geführt wird. Dieses Register enthâlt :

a) das Verzeichnis der beanspruchten Landflâchen in der Bauzone;
b) das Verzeichnis der Nutzungsübertragungen in der Bauzone.

Dieses Register ist regelmâssig nachzuführen und n ôtigenfalls durch einen Situationsplan zu
ergânzen.

Es ist ôffentlich und kann von jedem Interessierten eingesehen werden.

V ALLGEMEINE VORSCHRIFTEN

1. BAUGEBIET 1 D ERSCHLIESSUl G

Art. 40
Baugebiet

Art. 9 kBauV
Das Baugebiet der Gemeinde wird aufgrund des Erschliessungsstandes eingeteilt in:

a) Bauzonen 1. Erschlies ungs-Etappe (im Zonenplan farbig, vollflâchig dargestellt) :

Dies sind Bauzonen, die aufgrund abgeschlossener Planung und Erschliessung baureif sind
oder bei zielstrebiger Weiterführung der Erschliessung voraussichtlich innert 5 Jahren
baureif gemacht werden kënnen.

b) Bauzonen 2. Erschliessun!!. -Etappe (im Zonenplan farbig umrandet):

Dies sind Bauzonen, die nicht erschlossen sind, jedoch innert der nâchsten 15 Jahren vor­
aussichtlich benôtigt und erschlossen werden.
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Sofem in der Bauzone der 2. Erschliessungs-Etappe ein Grundstück von Privateigentü­
mem nach Artikel42 erschlossen wird, kann der Gemeinderat unter Vorbehalt der übrigen
rechtlichen Bestimmungen eine Baubewilligung erteilen.

Durch Privateigentümer ausgeführte Erschliessungsanlagen müssen der generellen Planung
entsprechen und durch den Gemeinderat genehmigt werden. Die Kosten gehen zu Lasten des
Grundeigentümers.
Bei der Ueberführung einer Bauzone der 2.Etappe in Bauzone der 1. Etappe kônnen die bereits
geleisteten Kosten der Grundeigentümer fur die Basiserschliessung von der Gemeinde ganz o­
der teilweise übemommen werden, sofem diese Erschliessungsanlagen den Plânen oder dem
Konzept der Gemeinde entsprechen.

Art. 41
Baulanderschliessung

Art. 14-16 kRPG

Art. 10 BauV

Art. 10 BauV

Die Gemeinde erschliesst die Bauzonen im Sinne von Art. 19 des Bundesgesetzes über die
Raumplanung. Hierzu kann sie alle notwendigen Massnahmen treffen, namentlich Landumle­
gungen oder Grenzbereinigungen anordnen sowie Dienstbarkeiten errichten, umwandeln oder
ablôsen.

Ein Grundstück gilt als erschlossen, wenn:

alle Anlagen fur den Verkehr (Strasse, Parkplâtze und Zugang), für die Wasser- und Ener­
gieversorgung sowie die Abwasserbeseitigung über das ëffentliche Kanalisationsnetz vor­
handen sind oder gleichzeitig nach den Plânen der Gemeinde erstel1t werden und der
Grundeigentümer die erforderlichen Rechte fur die Benutzung dieser Anlagen besitzt. Die
Erschliessung muss technisch und rechtlich sichergestellt sein .
Bei Erschliessungsanlagen auf fremdem Boden gilt die Erschliessung als sichergestellt,
wenn fur die Grundeigentümer entweder ein verbindlicher Plan besteht oder das Recht zu
ihrer Erstellung und Erhaltung vor Erteilung der Baubewilligung vereinbart ist. Die benô­
tigten Rechte müssen bei Baubeginn erworben sein.

Die Gemeinde bestimmt in Erschliessungsplânen die Art der Erschliessung der verschiedenen
Zonen (Art . 14 kant. RPG) und legt injedem Fall die finanzielle Beteiligung der Grundeigen­
tümer an den Erschliessungskosten fest.

Art. 42
Erschliessungsgrad

a) Basiserschliessung
Die Basiserschliessung im Baugebiet ist Sache der Gemeinde. Die Erstellung der Sammel-

Art . 15+ 16 kRPG strassen, der Erschliessungsstrassen und der Hauptleitungen fur Kanalisation und Wasser­
versorgung erfolgt durch die Gemeinde im Rahmen ihrer finanziellen Môglichkeiten. Die
Gemeinde ist berechtigt, fur eine beschrânkte Zeitdauer und zu noch festzulegenden Bedin­
gungen eine Finanzierung der Basiserschliessung durch die Bauinteressenten zu verlangen.

b) Detailerschliessung
Die Detailerschliessung erfolgt zu Lasten der Grundeigentümer. Dm die Zahl der An­
schlüsse zu vermindem, die Erschliessungskosten zu senken und den Anschluss weiterer
Grundeigentümer zu gewâhrleisten, kann die Gemeinde einen Detailerschliessungsplan
erstellen.
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Art. 43
Landumlegung und Grenzregulierung
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Art. 17 kRP G

Art. 18 kRPG

2.

a) Landumlegung
Die Landumlegung besteht in der Zusammenlegung der Grundgüter eines bestimmten Ge­
bietes und in der gerechten Neuverteilung des Grundeigentums und der damit verbundenen
dinglichen Rechte. Sie dient dem Ziel , gesamthaft fur die Eigentümer eine bessere Boden­
nutzung zu ermôglichen und eine zweckmâssige Verwirklichung der Zonennutzungsplâne
sicherzustel1en.

Unter Vorbehalt der Genehmigung des Staatsrates wird laut kant. RPG Art. 17 das Land­
umlegungsverfahren eingeleitet:
- durch Beschluss der Mehrheit der Eigentümer, denen die Mehrheit der Ober-

flâchen gehôrt oder
- durch Beschluss des Gemeinderates von Amtes wegen.
Der Einleitungsbeschluss wird im Grundbuch angemerkt. Vorbehalten bleiben die Bestim­
mungen des entsprechenden kantonalen Gesetzes.

b) Grenzre~!Ulierun cr
Die Grenzregulierung legt den neuen Grenzverlauf zwischen benachbarten Grundstücken
im Interesse ihrer rationellen Ueberbauung und Bewirtschaftung fest.
Sie wird Iaut kant. RPG Art. 18 eingeleitet auf Begehren eines interessierten Grundeigen­
tümers oder von Amtes wegen auf Anordnung des Gemeinderates.
Vorbehalten bleiben die Bestimmungen des entsprechenden kantonalen Gesetzes.

VORS CHRIFTE F" R SICHERHEIT UND GE UNDHEIT

Art. 44
Unterhalt der Bauten

Art . 27 BauG
Bauten und Anlagen sind nach den anerkannten Regeln der Baukunde auszuführen. Sie ent­
sprechen den feuer- , gesundheits- und gewerbepolizeilichen Anforderungen.

Bauten und Anlagen dürfen die Sicherheit und Gesundheit von Personen nicht gefâhrden und
das Eigentum Dritter nicht beeintrâchtigen.

Bauherren und Ihre Auftraggeber sind für die Einhaltung der Vorschriften und der anerkannten
Regeln der Baukunde verantwortlich.

Für Arbeiterunterkünfte, die Verpflegung am Arbeitsplatz, Bauplatzeinrichtungen und bei allen
Bauvorgângen sind die Anforderungen der Hygiene und der Unfallverhütung zu erfüllen.

Art. 45
Stôrung der ëffentlichen Ordnung

Art. 27 BauG
Lanel chaft, Umwelt, Siedlungen, icherheit und Gesunelheit von Personen sov ie erhebliche

achwerte dürfen nicht durch unvollendete mangelhaft unterhaltene beschâdigte oder
vorschriftswidrig betriebene Bauten und Anlagen beeintrâchtigt werden.
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Wer die ëffentliche Ordnung in der genannten Weise stërt, ist von der Baupolizeibehôrde zur
Behebung der Stërung innert angemessener Frist aufzufordem.

Der Bauherr ist fur die Ordnung auf dem Bauplatz verantwortlich. Die Gemeinde kann einen
Plan der Bauplatzinstallation verlangen. Bauabfàlle dürfen nicht der Kehrichtabfuhr mitgege­
ben werden, sondem sind gesondert auf eine hierfür geeignete bewilligte Deponie zu :fuhren.

Art. 46
Benützung des ijffentlichen Grundes

Ôffentlicher Grund darf zur Erstellung von Gerüsten, Absperrungen usw. nur in einem durch
die Gemeindeverwaltung zu bestimmenden Masse benutzt werden.

Bei im Bau befindlichen Gebâuden haben die betreffenden Untemehmer die Plâtze, Strassen
und Trottoirs in gutem und reinliehem Zustand zu erhalten. Alle ëffentlichen Anlagen wie
Brunnen, Hydranten, Wasserlâufe usw. müssen benutzbar und die Strassensignale sichtbar
bleiben. Durch Arbeiten beschâdigte Strassen, Trottoirs und Plâtze sind unverzüglich fachge­
mâss instandzustellen. Die Kosten gehen zu Lasten des Bauherm.

Art. 47
Dach- und Meteorwasser, Schneefânger

Es ist untersagt, Wasser, Dachwasser und Abwasser von Grundstücken über ôffentliche Stras­
sen, Wege und Plâtze abzuleiten oder der Kanalisation zuzuführen. Das Meteorwasser ist zu in­
filtrieren, in einen natürlichen Vorfluter abzuleiten oder in das Trennsystem zu cnrwâssern.

Wo und solange dies nicht mëglich ist, hat der Eigentümer dur eh geeignete Massnahmen dafür
zu sorgen, dass das Dachwasser zu keinen Vereisungen ëffentlicher Strassen führt, Diese Be­
stimmungen gelten aueh fur die bestehenden Bauten.

Geeignete Sehneefangvorrichtungen sind obligatoriseh. Wo sieh die Traufseite der Strasse zu­
kehrt, ist dureh zweckentsprechende Massnahmen dafür zu sorgen, dass Schneerutschungen
auf die Strasse ausgesehlossen sind. Der Eigentümer haftet fur Schâden und Unfâlle, die durch
Sehneerutsche oder Eisfall verursaeht werden. Diese Bestimmungen gelten aueh fur die beste­
henden Gebâude.

Art. 48
Schneerâumung

Die Schneerâumung der Eingânge und Zufahrten hat der Eigentümer selbst zu besorgen. Muss
fur die Wegsehaffung von Sehnee der ôffentliche Grund benützt werden, hat der Grundeigen­
tümer den Sehnee unverzüglieh wegzurâumen,

Art. 49
Feuerpolizei

Bauten und Anlagen müssen den kantonalen Bestimmungen über das Bauwesen und den Vor­
sehriften über die Unterbringung von Motorfahrzeugen entspreehen.

Für den Bau von Anlagen zur Lagerung von Brenn- und Treibstoff sind die eidgenôssischen
und kantonalen Reglemente massgebend.
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Art. 50
Behindertengerechtes Bauen
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Bauten und Anlagen, namentlich solche , die der A11gemeinheit zur Verfügung stehen (Bildung,
Sport, Erholung usw.), sind so zu gestalten, dass sie für Behinderte zugânglich und benützbar
sind. Verwiesen wird auf die spezielle Gesetzgebung.

Art. 51
Kinderspielplâtze

Bei Wohnbauten mit mehr als 4 Wohnungen sind gut besonnte Kinderspielplâtze oder Grünflâ­
chen auf privaten Grundstücken abseits der Strasse anzulegen. Ihre Grundflâche sol1 in der Re­
gel im Minimum 20 % der gesamten Wohnflâche ausmachen. Sie dürfen nicht gleichzeitig zu
anderen Zwecken dienen. Spielplâtze auf genügend grossen Anbauten sind gestattet, sofem sie
mindestens teilweise einen fliessenden Übergang zum gewachsenen Terrain aufweisen.

Art. 52
Immissionen

Art. 20 kBauG
Jedermann ist verpflichtet, bei der Nutzung seines Eigentums alle übermâssigen Einwirkungen
auf das Eigentum des Nachbam zu verhindem.

lm Grenzbereich gegenüber Wohnzonen ist auf diese Rücksicht zu nehmen. Es kënnen im
Baubewilligungsverfahren entsprechende Bedingungen und Auflagen verfügt oder Projektânde­
rungen verlangt werden.

Verboten sind insbesondere a11e schâdlichen oder nach Lage und Beschaffenheit des Grund­
stücks nicht gerechtfertigten Einwirkungen durch Rauch, Russ , lâstige Dünste, Lârm, Wasser
oder Erschütterungen (vgl. ZGB und USG). Der Gemeinderat ist berechtigt, Neubauten oder
Aenderungen von bestehenden Bauten abzulehnen, wenn die zu erwartenden Einwirkungen ein
ertrâgliches Mass überschreiten werden.
Die Lârmernpfindlichkeitsstufen gemâss Lârmschutz-Verordnung werden in der Zonenordnung
(Art. 71ft) zugeordnet. Die Gemeinde kann bei Zonen mit der Empfindlichkeitsstufe Ioder II
eine Aufstufung vomehmen, wenn sie mit Lann vorbelastet sind. Bei unzumutbarem Baulârm
ist die Gemeindeverwaltung berechtigt, eine Reduktion der Lârmimmissionen zu verlangen o­
der die betreffenden Arbeiten einste11en zu lassen.

Weitergehende Bestimmungen der Umweltschutzgesetzgebung bleiben vorbehalten.

Art. 53
Energiesparmassnahmen

Art. 6 kBauV Die Gebâude und die Einrichtungen, die beheizt oder gekühlt werden müssen, sind so zu erstel­
len und zu betreiben, dass der Energieverlust auf ein Minimum beschrânkt wird. Isolations­
massnahmen haben nach den kantonalen Bestimmungen und den SIA-Nonnen zu erfolgen.

Bestehende Gebâude und Einrichtungen, die den neuen Anforderungen nicht entsprechen, wer­
den diesen angepasst, sobald an ihnen bedeutende Umbauten oder Renovationen vorgenommen
werden, und sofem die Kosten dieser Massnahmen nicht unverhâltnismâssig sind.
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Bestehende gegen Wârmeverlust unzureichend geschützte Bauten dürfen im Rahmen einer
Ausnahrnebewilligung mit einer nachtrâglichen Aussenisolation die Grenz- und Gebâudeab­
stânde um jenes Mass unterschreiten, welches rur die gesetzlich vorgeschriebene Wârmedâm­
mung oder fur die Erfüllung der Bedingungen von Minergiehâusern notwendig ist. Vorbehalten
bleiben inventarisierte oder schützenswerte Bauten.

Art. 54
Geschosshëhe, Bodenflâchen

l lm Übrigen gelten die Bestimmungen des kantonalen Energie~gesetzes~

~~l.e-v-<?y~<--- ?-

In Neubauten müssen stândig bewohnte Wohn-, Schlaf- und Arbeitsrâume, welche für eine
dauemde Nutzung vorgesehen sind, eine lichte Hôhe von mindestens 2.30 m aufweisen. lm
Dachgeschoss kann die mittlere Raumhôhe auf 2.00 m reduziert werden.

Art. 55
Einstellrâume

In Mehrfamilienhâusem mit mehr aIs 4 Wohnungen hat die Bauherrschaft geeignete Einstell­
râume für Kinderwagcn und Fahrrâder zu erstellen. Diese müssen leicht und stufenlos von aus­
sen erreichbar sein.

Art. 56
Düngereinrichtungen

Misthëfe und Jauchegruben sind so auszustatten und einzufrieden, dass sie keine unzumutbare
Belâstigung für die Umgebung darstellen. Der Gemeinderat kann verlangen, dass neue oder be­
stehende Misthôfe mit einer undurchlâssigen Mauer und Bodenkonstruktion versehen werden.

Der Neubau entsprechender Anlagen ist bewilligungspflichtig. Neu angelegte Misthëfe oder
Jauchegruben müssen mind. 6.0 m Abstand zur nâchsten Bauzonengrenze einhalten.

Das Ableiten der Jauche auffremde Grundstücke, ôffentliche Strassen und Plâtze oder in das
Kanalisationsnetz ist verboten.

3. ORTSBILD U D LAj\nJSCHAFT SCHUTZ

Art. 57
Schutz des Ortsbildes

Art . 17 kBauG Bauten, Anlagen, Reklamen und Hinweisschilder dürfen Landschaften, Orts- und Strassenbil­
der in ihrer Grosse, Stellung, Form, Material und Farbe nicht beeintrâchtigen. Zur Verhinde­
rung einer stërenden Baugestaltung (stërende Farb- oder Materialwahl, ortsfremde Bau- und
Dachformen u.a.) kônnen im Baubewilligungsverfahren Bedingungen und Auflagen verfügt,
Projektânderungen verlangt oder die Bewilligung verweigert werden.
Bauten und Anlagen sowie ihre Umgebung sind zur Wahrung eines schutzwürdigen Orts- und
Landschaftsbildes in gutem Zustand zu erhalten.
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Der Gemeinderat kann verfügen, dass Gebâude oder andere Anlagen, die so verfallen sind, dass
sie das Landschafts- und Ortsbild beeintrâchtigen oder für die Ôffentlichkeit eine Gefahr dar­
stellen, wieder instandgestellt oder beseitigt werden. Er kann auch eine dem Schutz oder der
Verbesserung des Ortsbildes dienende Umgebungsgestaltung und Bepflanzung verlangen.

Art. 58
Schützenswerte Bauten und Naturobjekte

Art. 18 kBauG Der Gemeinderat kann in Zusammenarbeit mit den zustândigen kantonalen Instanzen in Hin­
weisinventaren die Bauten und Naturobjekte bezeichnen, welche im Sinne von Artikel 26c
BZR besonders schützenswert sind. Diese Inventar sind der Ôffentlichkeit zugânglich zu ma­
chen.

Diese schützenswerten Bauten und Naturobjekte dürfen ohne Bewilligung des Gemeinderates
und ohne die Stellungnahme der kantonalen Instanzen weder abgebrochen noch umgebaut oder
durch Verânderungen in ihrer Umgebung beeintrâchtigt werden. Der Eigentümer hat einen ge­
nügenden Gebâudeunterhalt sicherzustellen.
Für Bauten, welche in Nachbarschaft von historischen oder schützenswerten Gebâuden stehen,
kann der Gemeinderat besondere Gestaltungsvorschriften erlassen.

Art. 59
Erstellung und Erlass von Hinweisinventaren

Art. 12-18 SauV Das Verfahren zur Inventarisierung besonder schützenswerter Objekt hinsichtlich Erlass, Ver­
nehmlassung, ëffentliche Planauflage, Einsprache-, Beschwerde- und Abstimmungsverfahren
sowie Inkrafttreten sind in der kant. Bauverordnung yom 2. Oktober 1996 geregelt.

Art. 60
Baumaterialien, Bedachung und Dachaufbauten

Die Neubauten sind in der Regel mit dem ortsüblichen Baumaterial und mit dem ortsüblichen
Sattel- oder Walmdach zu erstellen. Für die Bedachung sind in der Regel Naturstein, Ziegel,
Schiefer oder schieferâhnliche Materialien zu verwenden. Die Dachneigung der Giebeldâcher
betrâgt in der Rege140 - 60 %. Neubedachungen in Blech sind in der Gewerbezone und fur
(weit) abgelegene Oekonomiegebâude gestattet.

Dachaufbauten, Mansardenfenster sowie Dacheinschnitte, deren Gesamtlânge jedoch 1/3 der
Lange der darunterliegenden Fassaden nicht überschreiten, sind gestattet. Der seitliche Abstand
einer Dachaufbaute bis zum Gebâuderand muss mind . 2.0 m betragen.

Art. 61
Antennen und Reklameeinrichtungen

Aussenantennen fur Radio und Femsehen sind auf die notwendigen Masse und Elemente zu
beschrânken, In allen Fâllen, in denen Estrichantennen oder âhnliche âusserlich nicht in Er­
scheinung tretende Anlagen einen guten Empfang gewâhrleisten, ist auf Aussenantennen zu
verzichten. Balkonantennen sind sa anzubringen, dass sie nicht stôrend wirken.

Parabolantennen bei Mehrfamilienhâusern sind als Gemeinschaftsantennen zu erstellen. Zum
Schutz des Dorfbildes kann der Gemeinderat eine farbliche Anpassung an die Fassade oder ei­
nen speziellen Standort vorschreiben.
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Reklameschilder, Schaukâsten, Warenautomaten, Beleuchtungseffekte und dergleichen bedür­
fen einer Bewilligung des Gemeinderates. Die Bewilligung ist zu verweigem, wenn diese Ein­
richtungen die Umgebung beeintrâchtigen oder die Verkehrssicherheit gefâhrden, Plakate dür­
fen nur an den von der Gemeindebehërde bezeichneten Stellen angebracht werden.

Art. 62
Einfriedungen

Einfriedungen sind in der Regel zu unterlassen. Zum Schutz vor Vieh und Wild kann nach
Weisungen des Gemeinderates eine Umzâunung erstellt werden, wenn diese das Landschafts­
bild nicht beeintrâchtigt. Zur Erlangung einer Baubewilligung sind der Gemeindeverwaltung
entsprechende Plane oder Unterlagen zu unterbreiten.
Einfriedungen über ëffentliche Wasserlâufe jeder Art sind verboten.
B ôschungen von Aufschüttungen und Abgrabungen sind mit einer Neigung von hôchstens 2:3
anzulegen.

Art. 63
Schutz von Wasserlâufen

Art. 19 kBauG Wasserlâufe mitsamt ihren Ufem, B ëschungen und Ufervegetation sind aufgrund der Bundes­
gesetzgebung über den Gewâsserschutz und den Natur- und Heimatschutz geschützt. Sie dürfen
weder korrigiert, eingedolt noch überdeckt werden. Die Ufervegetation darfweder gerodet,
überschüttet noch auf andere Weise zum Absterben gebracht werden. Der Kanton kann in Aus­
nahmefâllen Rodungen von Ufervegetation bewilligen.
An Gewâssern und im geschützten Uferbereich sind nur Bauten und Anlagen gestattet, welche
für die ëffentliche Nutzung und den Unterhalt der Gewâsser notwendig sind. Uferaufschüttun­
gen und Materialablagerungen zu privaten Zwecken sind untersagt.

Von der Oberkante der Uferbëschung ist ein Bauabstand von mindestens 4.0 m einzuhalten.
Vorbehalten bleibt der gesetzliche Mindestabstand und das Gesetz über die Wasserlâufe, die
Gesetzgebung über den Gewâsserschutz, den Naturschutz und die Fischerei.

4. TRASSEN U 0 BAULINIEN

Art. 64
Baulinienplan

Art. 6 kBauG a) Die Baulinien bezeichnen den Mindestabstand der Bauten und Anlagen von ôffentlichen
Verkehrsanlagen, Gewâssem, ober- und unterirdischen Leitungen, W âldern und derglei­
chen. Sie gehen den allgemeinen Abstandvorschriften vor. Der Baulinienplan gibt an,
wieweit an bestehende oder projektierte Strassen, Wege und Plâtze sowie Gewâsser,
Waldrânder, Schutzgebiete und dergleichen gebaut werden kann. Sie sind oberirdisch und
unterirdisch bindend. Lângs einer Baulinie muss der minimale Grenzabstand nicht mehr
berücksichtigt werden. Um Rechtskraft zu haben, muss der Baulinienplan nach einer Of­
fentlichen Auflage gemâss den Bestimmungen der kantonalen Gesetzgebung vom Staatsrat
homologiert werden. Rechtskrâftige Baulinienplâne befinden sich auf der Gemeinekanzlei.
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b) Die unter Bauverbot fallende Zone innerhalb der Baulinien kann im Eigentum der Anstôs­
ser bleiben, kann aber auch von der Gemeinde zur Erstellung von Verkehrsanlagen über­
nommen werden. In diesen Bauverbotszonen darf der Untergrund nur für das Verlegen von
Leitungen und Kabeln benützt werden. Ausnahmen sind nur nach kantonalem oder kom­
munalem Recht môglich.

c) An Gebâuden, welche über die Baulinie oder den reglementarischen Abstand zu ôffentli­
chen Wegen und Durchgangsrechten hinausragen, dürfen mit Bewilligung des Gemeinde­
rates nur die zum Unterhalt erforderlichen Arbeiten ausgefuhrt werden. Verânderungen an
solchen Bauten k ônnen ausnahmsweise und nur gegen Eintragung ins Grundbuch aufKos­
ten des Bauherrn gestattet werden. Diese Eintragung bestimmt, dass der Mehrwert, wel­
cher durch die Verânderung entstanden ist, bei einem spâteren Erwerb des Gebâudes durch
die Gemeinde oder den Kanton ausser Betracht fallen muss.

d) Wo Baulinien fehlen oder nicht in absehbarer Zeit erarbeitet werden, betrâgt der Abstand
mindestens 3.0 m yom Fahrbahn oder Gehsteigrand. Vorbehalten bleiben der minimale
Grenzabstand und die Bestimmungen für Garagenvorplâtze (Artikel 68). Für Kantonsstras­
sen gilt das kantonale Strassengesetz.

Art. 65
Vorspringende Gebâudeteile

Art. 207 StrG Ausladungen über die Baulinie in den freien Luftraum des ôffentlichen Grundes sind gestartet,
sofem die Ausladung nicht mehr als 1.50 m betr âgt und mindestens 3.0 m über dem Gehsteig
oder mindestens 4.50 m über der Fahrbahn liegt.

Weder Türen, Portale, Fenster und Rollâden dürfen sich in weniger als 4.50 m Rohe oberhalb
der Fahrbahn und 2.50 m überhalb des Gehsteiges ôffnen,

Wenn es das ëffentliche Interesse erheischt, müssen vorspringende Gebâudeteile entfemt oder
abgeândert werden. Bei Kantonsstrassen gilt das kantonale Strassengesetz.

Art. 66
Parkierung

Art. 215 StrG

a) Bei Neubauten und grôsseren Umbauen sind in den Dorfgebieten aufprivatem Grund aus­
reichende Abstellflâchen fur Motorfahrzeuge anzulegen. Dabei hat auf jede Wohnung
mindestens ein Garagen- oder Abstellplatz auf privaten Grund zu entfallen. Bei anderen
Bauten legt der Gemeinderat die n ôtigen Abstellplâtze fest.

Die Eigentümer bestehender Bauten und Anlagen k ônnen von der zustândigen Behërde
verpflichtet werde, nachtrâglich eine ausreichende Zahl von Abstellplâtzen zu schaffen,
wenn es die Verkehrsverhâltnisse erfordem und die Kosten zumutbar sind.

In der RegeI gilt, dass bei Hotels fur je 2 Zimmer, bei Geschâftshâusern fur je 50 m2 und
bei Gaststâtten für je 10 nl Restaurationsflâ che ein Einstell- oder Parkplatz zu schaffen ist.
Die Richtlinien der Vereinigung schweizerischer Strassenfachmânner dienen dem Ge­
meinderat als Grundlage fur die in diesem Reglement nicht vorgesehenen Fâlle.
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Art. 217 StrG
Art. 219 StrG

b) Ist die Errichtung von Parkplâtzen auf eigenem Grundstück nicht môglich, ist der Grund­
eigentümer durch den Gemeinderat zur Leistung von Beitrâgen an Bau und Unterhalt sol­
cher An1agen an einem anderen Ort zu verpflichten. Die Rohe der Beitragssumme ist von
der Urversamm1ung festzu1egen.

Art. 67
Ausfahrten, GaragenvorpHitze

Art. 205 StrG
Ausfahrten sind sa anzu1egen, dass ihre Benützung den Verkehr nicht behindert. Die Übersicht
darf weder durch Pflanzen, Mauem, Einfriedungen oder andere An1agen behindert werden.

Die Neigung von Ausfahrtsrampen darfnicht var der Baulinie angesetzt werden und so11 in der
Regel 15 % Gefâlle nicht überschreiten.

Garagen mit Ausfahrt gegen die Strasse müssen einen Vorp1atz von mindestens 5.0 m Tiefe
gemessen vom Strassen- resp. Trottoirrand aufweisen. Lângs einer Bergstrasse, wo das Gelânde
stark fâllt, kann diese Distanz mit Zustimmung des Kantons auf 4.0 m reduziert werden.

Wird bei bestehenden Bauten eine Garage ein- oder angebaut, kann der Gemeinderat einen
kleineren Abstand bewilligen, sofem die ërtlichen Verhâltnisse dies zulassen.

lm Übrigen gelten die Bestimmungen des kantonalen Strassengesetzes.

Art. 68
Private Strassen und Wege

Art. 206 StrG Privatstrassen müssen sich dem Bebauungs- und Zonenp1an einordnen und sind dem Gemein­
derat zur Genehmigung vorzulegen. Für Unterhalt, Reinigung und Beleuchtung sind die Eigen­
tümer verantwortlich. Ein Anschluss von Privatstrassen an das kommunale oder das kantonale
Strassennetz muss dem Strassengesetz entsprechen, den VSS-Nonnen genügen und durch die
zustândigen Instanzen genehmigt werden.
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VI ZONENVORSCHRIFTEN

Art. 69
Zoneneinteilung

Das Gemeindegebiet wird in folgende Zonen eingeteilt:
(siehe Nutzungsplan Mst. 1:10'000 und Zonennutzungsplâne Mst. 1:5'000 oder 1:2'000)

33

A) Bauz onen

Dorfzone D
Dorfzone Dl
Wohnzone W2: (2-geschossig)
Wohnzone W3-A: (3-geschossig)
Ferienhauszone nach QP
Ferienhauszone nach QP
Gewerbezone
Zone ëffentl. Bauten und Anlagen
Verkehrszone

Bezeichnung

D
Dl
W2
W3-A
FI
F2
G
ëB+A
V

Farbe

dunkelbraun
dunkelbraun/braun
hellbraun
orange/dunkelgrün
gelb/braun
gelb/hellbraun
violet
grün/grau
hellgelb

Die nachfolgenden Zonen sind teilweise auf dem Nutzungsplan 1:10'000 dargestellt. Die
dazugehôrigen Bestimmungen bilden Teil des Bau- und Zonenreglementes.

B) Landwirtschaftszonen
Landwirtschaftszone 1. Prioritât
Landwirtschaftszone 2. Prioritât
Geschützte Landwirtschaftszone
Alp- und Sômmerungsweiden

C) Schutzzonen
Landschafts- und Naturschutzzonen
Schutzgebiet VAEW "Gredetschtal"

D) Weitere Zonen
Maiensâsszonen
Weilerzonen
Freiflâchen
Übriges Gemeindegebiet

E) Zonen nach Spezial gesetzf!ebunf!
Waldareal und Baumbestânde
Quellschutzzone
Gefahrenzonen
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LZ1
LZ2
GLZ
AS

SZ

MZ
WZ
FF
üG

W+B
QZ
GZ

dunkelgrün
hellgrün
saftgrün
olivgrün

div. grün + Signet
rot

gelb/grün
saftgrün/orange
maigrün
weISS

Planraster
schwarz gestrichelt
rot, blau und gelb gestrichelt



Bau- und Zonenreglement der Gemeinde Birgisch, Gesamtrevision 2007

Art. 70
Dorfzone D, Dorfzone Dl

34

Zweck der Zone:
Die Dorfzone umfasst das engere Dorfgebiet. Sie ist fur die Erstellung von Wohn- und kleine­
ren Geschâftsbauten vorgesehen und dient zur Wahrung der erhaltenswerten Eigenart des Dor­
fes und zur Fôrderung einer zweckmâssigen Sanierung.

Bauweise:
Geschosszahl:
Gebâudehëhe:

Grenzabstand:

Lârmempfindlichkeit:

offen oder geschlossen
max. 2 Vollgeschosse
max. 9.00 m O.K . Fusspfette (Seitenh ëhe)
max. 12.00 m OK Firstpfette (Firsthôhe)
113 der Hôhe der Baute, mindestens aber 3.0 m vonjedem Punkt der
Fassade aus gemessen.
Stufe II.

Besondere Bestimmungen:
Neu-, An- oder Umbauten haben sich in Stellung, Hôhe, Dachform, Proportionen, Fenster­
ëffnungen, Material, Fassade und Farbe den Bauten des Dorfkems anzupassen.
In besonderen Fâllen kann die Gemeinde einen kleineren Grenzabstand bewilligen. Insbe­
sondere kann sie den Wiederaufbau eines Gebâudes auf dem alten Grundriss gestatten,
auch wenn das Bauvorhaben den obigen Vorschriften nicht entspricht, sofem dies zu einer
wesentlichen Verbesserung gegenüber der reg1ementarischen Bauweise beitrâgt, Es dürfen
dabei jedoch keine wesentlichen nachbarlichen und keine ëffentlichen Interessen verletzt
werden.
Bei Gesuchen zwecks Umbau alter Gebâude sind Fotos von allen Fassaden und yom Ge­
bâude in der Baugruppe beizulegen.

Artikel 57ff sind besonders zu berücksichtigen.

Die Kosten der Erschliessung in der Dorfzone Dl gehen ganz oder teilweise zu Lasten der
Grundeigentümer.

Art. 71
WohnzoneW2

Zweck der Zone
Die Überbauung mit Wohn- und Ferienhâusem in traditionellen Formen

Bauweise:
Geschosszahl:
Gebâudehôhe:

Grenzabstand:

Ausnutzung;
Lârmempfindlichkeit:
Baumaterial:
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offen
max. 2 Vollgeschosse
max. 9.50 m O.K. Fusspfette (Seitenhëhe)
max. 12.50 m O.K. Firstpfette (Firsthôhe)
kleiner Grenzabstand 1/3 der jeweiligen Gebâudehëhe,
mindestens aber 3.0 m vonjedem Punkt der Fassade aus gemessen,
grosser Grenzabstand; 70% der Gebâudehôhe
az = 0.5
Stufe II.
Sockelgeschoss Mauerwerk oder Beton, Aufbau teilweise in Holz. Das
Mauerwerk nicht zu hell gestrichen.
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Art. 72
Wohnzone W3 - A

offen
max. 3 Vollgeschosse
max. Il .00 m OK Fusspfette (Seitenhôhe)
max. 13.50 m OK Firstpfette (Firsthëhe)
kleiner Grenzabstand: 1/3 der Hëhe, von jedem Punkt der
Fassade aus gemessen, mindestens jedoch 3.0 m;
grosser Grenzabstand: 70 % der Gebâudehëhe
0.7
Sockelgeschoss in Mauerwerk oder Beton, Aufbau teilweise in Holz.
Das Mauerwerk nicht zu hell gestrichen.
Stufe II

Zweck der Zone
Zone fur Wohn- und Geschâftsbauten mit einer hëheren baulichen Ausnutzung der hierzu ge­
eigneten Gebiete .
Bauweise:
Geschosszahl :
Gebâudehôhe:

Grenzabstand:

Lârmempfindlichkeit:

Ausnutzung;
Baumaterial:

Art. 73
Ferienhauszone FI und F2 nach QP

Zweck der Zone:
Die Überbauung mit Ferien- und Wochenendhâusern in traditionellen Formen.
Bauweise:
Geschosszahl:
Gebâudehëhe:

Grenzabstand:

Ausnutzung:
Baumaterial:

Lârmempfindlichkeit:

offen
max. 2 Vollgeschosse
max. 8.50 m O.K . Fusspfette (Seitenhôhe)
max. Il.00 m O.K . Firstpfette (Firsthëhe)
kleiner Grenzabstand: 1/3 der Hôhe, mindestens aber 3.0 m von
jedem Punkt der Fassade aus gemessen
grosser Grenzabstand: 70 % der Gebâudehôhe
az = 0.4
Sockelgeschoss Mauerwerk oder Beton, Aufbau teilweise in Holz. Das
Mauerwerk nicht zu hell gestrichen.
Stufe II.

Besondere Bestimmungen:
Es gelten die besonderen Bestimmungen der Quartierplâne "Eiholz" und
"Hâlfutschuggu".

Art. 74
Gewerbezone G

Gebâudelânge:
Lârmernpfindlichkeit:

Die Gewerbezone ist ausschliesslich für Gewerbe und dazugehôrende Verwaltungsbauten be­
stimmt. Gebâudehëhe, Grenz- und Gebâudeabstânde werden vom Gemeinderat unter Berück­
sichtigung der ëffentlichen und privaten Interessen von Fall zu FaU festgelegt. AIs Mindestab­
stânde gelten die feuerpolizeilichen Bestimmungen. Anlagen, deren Betrieb der Gesundheit
von Menschen und Tieren schadet, sind untersagt.
Bauweise: offen oder geschlossen
Gebâudehôhe ab Strassenniveau: max. 8.00 m O.K. Fusspfette (Seitenhôhe)

max. 11.0 m OK Firstpfette (Firsthëhe)
max. 20.0 m (Ausnahmen Gem âss Art. 34)
Stufe IV
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Art. 75
Zone für ôffentliche Bauten und Anlagen ij B+A

36

Art. 24 kBauG Zweck der Zone:
Ausscheiden von Gebieten zur Erstellung von ëffentlichen Bauten und Anlagen oder anderen
Einrichtungen (Sport, Erholung), die im ëffentlichen Interesse liegen. Jede private Ueberbau­
ung ist untersagt.

Bauweise:
Grenzabstand:
Lârmempfindlichkeit:

offen oder geschlossen
1/3 der Hëhe mindestens aber 3.0 m.
Stufe II oder III.

Art. 76
Verkehrszone V

Die Parkierungszone umfasst die bestehenden und zukünftigen ëffentlichen und privaten Ver­
kehrs- und Parkierungsflâchen.

Art. 77
Landwirtschaftszonen LZ

- Die Landwirtschaftszonen (Artikel 26 b) werden im Nutzungsplan je nach Gelândeform, Bo­
denbeschaffenheit oder Erschliessungsgrad und klimatische Verhâltnisse in Flâchen 1. und 2.
Prioritât dargestellt. In diesen Zonen sind nur landwirtschaftliche und standortbedingte Bauten
erlaubt. Die Zustândigkeit liegt bei den kantonalen Instanzen.

- Geschützte Landwirtschaftszonen:
Die geschützte Landwirtschaftszonen umfassen Gebiete , die wegen ihrer Eigenart und
ihrer Schënheit schützenswert sind (Art. 32 kRPG), und deren Erhaltung von einer
traditionellen Bewirtschaftung abhângen.
Dieses Land soll im Gesamtinteresse weiterhin landwirtschaftlich genutzt werden (Art.
16 RPG). Die traditionelle Landwirtschaft, d.h. jâhrliche Mahd und Verzicht aufEinsatz von
chemischen Düngemitteln, sol1 unterstützt werden.
Die Pflege der Hecken und Baumbestânde soll ebenfalls unterstützt werden.
In dieser Zone kônnen, ausser den fur die Nutzung unerlâsslichen Einrichtungen, keine
Bauten erstellt werden.
In den Landwirtschaftszonen gilt die Lârmempfindlichkeitsstufe III.

- AIp- und Sômmerungsweiden

Art. 78
Landschafts- und Naturschutzzonen LSZ / NSZ

1. Arten der Schutzzonen

a) Landschaftsschutzzonen

- Die Landschaftsschutzzone dient der Erhaltung von besonders schënen und wertvollen
Landschaften in ihrer Vielfalt und Eigenart.

- Bauten und Anlagen sind nur zulâssig, wenn sie auf diesen Standort angewiesen oder zur
Wartung und Bewirtschaftung des Gebietes notwendig sind. Solche Bauten und Anlagen
sind besonders gut zu gestalten und in die Landschaft einzugliedem.
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- Der Charakter der Heckenlandschaften (Baumbestânde) und der halboffenen Landschaf­
ten ist nach Môglichkeit zu bewahren. Vorhaben wie Terrainverânderungen, Rodungen
oder Beseitigung von Hecken, Feld- und Ufergehôlzen sind bewilligungspflichtig. Bei
grôsseren Eingriffen sind nach den Weisungen des Gemeinderates Ersatzpflanzungen
vorzunehmen.

b) aturs chutzzonen

- Die Naturschutzzone umfasst Gebiete, die wegen ihrer Eigenart oder ihrer besonderen
Pflanzen- oder Tiergesellschaften schützenswert sind. Bauten und Anlagen sind unter­
sagt, wenn sie nicht zur Wartung oder Bewirtschaftung des Gebietes notwendig sind.
Solche Bauten und Anlagen sind besonders gut zu gestalten und in die Landschaft ein­
zugliedem.

- Massnahmen wie Z.E. Entwâsserungen, neue Bewâsserungsanlagen, Terrainverânderun­
gen oder Bodenverbesserungen sind nur zulâssig, wenn sie dem Zonenzweck entspre­
chen.

- Der Einsatz von chemischen Düngemitteln und von Giftstoffen(Insektiziden, Unkraut­
vertilgungsmirtel usw.) ist verboten.

- Soweit es für den Schutz und die Pflege der Naturschutzzonen erforderlich ist, kann der
Gemeinderat weitere Schutzverordnungen erlassen.

- Das Schutzgebiet "Gredetschtal" ist var allen Verânderungen zu schützen, welche seine
nationale Bedeutung schmâlern. Nicht zulâssig sind inbesondere die Nutzung der Was­
serkraft und das Erstellen von Bauten und Anlagen aller Art , wie künstliche Terrainver­
ânderungen, Materialabbau, Deponien, Ablagerungen, Luftseilbahnen, Skilifte und der­
gleichen.

- Bestehende, rechtmâssig erstellte Bauten und Anlagen dürfen weiterhin genutzt, unter­
halten und emeuert werden, wenn dies mit dem eidgenôssischen, kantonaien und kom­
munalen Recht vereinbar ist. Das gilt namentlich für die Trinkwasseranlagen: Quelle
"Übergehender Stein" Versorgung der Gemeinde Mund; Quelle "Rossweid" (Mund ge­
meinsam mit Brigerbad gemâss Staatsratbeschiuss yom 12. Juli 1966, mit Lalden ge­
mâss Vertrag 69/1975) und Quelle "Üssers Senntum" (Mund gemeinsam mit Naters ge­
mâss Vertrag 57/1974, mit Birgisch gemâss Vertrag 1801/1968). Die Quelle "Strick"
wird aIs Reserve für die Gemeinde Mund vorgesehen und erst bei Bedarf gefasst. Falls
die nationale Bedeutung des Schutzgebietes durch den Ausbau der Trinkwassemutzung
jedoch eine wesentliche Schmâlerung erfâhrt, behâlt sich die Schweizerische Eidgenos­
senschaft den Rücktritt yom Vertrag var.

- Die land- und forstwirtschaftliche Nutzung ist, sofem sie dem oben genannten Schutz­
ziel nicht widerspricht, im bisherigen Rahmen gestattet und nach dem Grundsatz der
Nachhaltigkeit zu betreiben. Dafür notwendige Neubauten sind zulâssig, soweit sie für
diese Nutzung unumgânglich und mit den bau-, planungs- und umweltrechtlichen Vor­
schriften vereinbar sind.
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- Die extensive Erholungsnutzung sowie die Jagd und die Fischerei bleiben, sofem sie
dem oben genannten Schutzziel nicht widersprechen, im bisherigen Rahmen gewâhrleis­
tet. Grundsâtzlich dürfen keine zus âtzlichen Wanderwege angelegt werden; neue
Wanderwege dürfen nur unter Zustimmung der Vertragsparteien erstellt werden. Anlage
oder Markierung von Mountainbikerouten sind nicht zulâssig,

2. tufen der Schutzzonen

In den Schutzgebieten von nationaler Bedeutung (BLNIKLN) fant die Wahrung des Natur­
und Landschaftsschutze in die Zustândigkeit des Kantons und de Bundes.
Unter Anh ërung der Gemeinde erarbeitet der Kanton Mas nalunen und hâlt sie in einem
Reglement fest.

Eine schonende Weiterführung der differenzierten Nutzungen ist anzustreben, so dass die
Bedeutung des Schutzgebietes erhalten bleibt. Eingriffe jeglicher Art sind besonders sorg­
fâltig zu prüfen. Verânderungen sind nur gestattet, wenn sie einem gleich- oder hëherwerti­
gen ëffentlichen Interesse entsprechen. Die Bestimmungen des Natur- und Heimatschutz­
gesetzes (NHG) sind zu beachten.

In den Schutzgebieten von kantonal er Bedeutung fâllt die Wahrung des Natur- und Land­
schaftsschutzes in die Zustândigkeit von Kanton und Gemeinde. Gemeinsam erarbeiten sie
Massnahmen und halten diese , wenn notwendig, in einem eigenen Reglement fest. Die Be­
stimmungen des Natur- und Heimatschutzgesetzes (NHG) sind entsprechend zu beachten.

Schutzgebiete von kommunaler Bedeutung fallen ganz in die Zustândigkeit der Gemeinde.
Sie bestimmt den Verlauf der Schutzzonengrenzen und legt, wenn notwendig, die entspre­
chenden Massnahmen fest. Grenzen und eventuelle Reglemente werden durch die Annah­
me von der Urversammlung rechtsgültig.

Art. 79
Maiensâss- und Weilerzonen MZ, WZ

Die Maiensâss- und Weilerzonen sind als wesentlicher Bestandteil des Walliser Natur- und
Kulturgutes zu erhalten, aufzuwerten und vor dem Zerfall zu retten (Artikel27 KRPG).

Die Maiensâss- und Weilerzonen umfassen Land, das landwirtschaftlich genutzt wird und
gleichzeitig der einheimischen Bevôlkerung als Erholungsgebiet dient. Diese Zonen mit ge­
mischter, beschrânkter Nutzung sind im Zonenplan als so1che auszuscheiden und dürfen keinen
wesentlichen ôffentlichen Erschliessungsaufwand verursachen.

Sâmtliche Baugesuche in den Maiensâss- und Weilerzonen werden der Dienststelle für Umwelt
(DUS) zur Vormeinung unterbreitet.

Für jede Maiensâss- und Weilerzonen ist ein Detailnutzungsplan mit einer Überbauungsord­
nung zu erlassen. Die Überbauungsordnung enthâlt ein Hinweisinventar sowie ein Reglement.
Das Hinweisinventar legt die Schutzwürdigkeit von Bauten und Anlagen dar und das Regle­
ment enthâlt die genauen Gestaltungsbestimmungen.

lm Besonderen gelten in den Maiensâss- und Weilerzonen folgende Vorschriften:
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1. Bauvorschriften:
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Zweck der Zone:

Bauweise:

Erhaltung und Aufwertung der bestehenden Bausubstanz. Umnutzungen
sind gestatte t, eubauten sind nur in den Maiensâsszonen aufgrund ei­
nes Detailnutzun gsplanes zulâs sig (kRPG AIt. 29).

Identitât und Volumen der bestehenden Bausubstanz müssen gewahrt
bleiben. Anbauten sind nUI" in einem dem bestehenden Volumen unter­
geordneten Rahmen erlaubt.

Grenzabstânde:

GeschosszahI:
Gebâudehôhe:

Die Geschosszahl darf nur geringfiigig verândert werden.
Der Blockaufbau bzw. Bruchsteinmauerwerk und der Sockel dürfen nur
unwesentlich verândert werden.
Die altrechtlichen Grenz- und Gebâudeabstânde kônnen beibehalten
werden, sofem bei Sanierungen und Umnutzungen die Dimensionen des
bestehenden Gebâudes gewahrt bleiben. Sonst gilt: 1/3 der Hôhe der
Baute, vonjedem Punkt der Fassade aus gemessen, mindestens aber 3.0
m.

Lârmempfindlichkeit: Weilerzone: Stufe Il
Maiensâsszone: Stufe III

Gestaltun!!svorschriften

- SockeI: im Umfang des bestehenden Mauerwerkes, unverputzt oder grob verputzt, in einem
kalkfarbenem oder graulichem Ton gehalten.

- Aufbau: ln traditionellem Holzbau. Wandholz, das ersetzt werden muss, soll im rohen Zu­
stand belassen werden. Mauerwerk unverputzt odergrob verputzt, in einem kalkfarbenen
oder graulichem Ton gehalten.

- Dach: AIs Bedachung sind Steinplatten, Falzblech oder CU-Titan-Blech, Schiefer- oder
schieferâhnliche Materialien oder Schindeln zu verwenden.

- Zusatzliche Gestaltun!! bei Wohnbauten: Fenstergrôsse, Fenstergliederung und Fensterôff­
nungen müssen dem bestehenden angepasst sein. Neue Ôffnungen und Türen sind nur aus­
nahmsweise gestattet. Alle Fensterôffnungen sind mit Seiten- und Mittelpfosten von min­
destens 12 cm Breite ebenwandig zu versehen. Fensterlâden sind gestattet. Sie müssen aus
Holz und roh belassen sein.

- Zusatzliche Gesta ltung bei Okonomie!!ebauden:
Der Charakter der Ôkonomiegebâude sol1 weitgehend erhalten bleiben. Umnutzungen sind
gestattet.
Die bestehenden Ôffnungen sind in die neue Nutzung zu integrieren. Neue Ôffnungen sind
massvoll vorzunehmen. Sie müssen klein und unregelmâssig auf die Fassadenflâche verteilt
werden. Das Anbringen von Fenstersprossen ist zu unterlassen.

- Umgebunlls!!estaltul1g: Die Verwendung von ortsfremden Elementen zur Gestaltung der
Umgebung ist untersagt.

- Es besteht kein Anspruch auf die Wiedererrichtul1!! von zerfallenen Gebâuden. Ausnahms­
weise kann der Gemeinderat den Wiederaufbau unter strengen, gestalterischen Auflagen
gestatten, wenn dies fur die Aufwertung des Ortsbildes zweckmâssig ist.

- Bei jedem Baugesuch ist ein Fotodossier von allen Fassaden und der Umgebung beizulegen.

66-0P Birgisch - ABW - Mârz 2007



Bau- und Zonenreglement der Gemeinde Birgisch, Gesamtrevision 2007

2. Infrastruktur in den Maiensâss- und Weilerzonen
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Gebâude, die mit Trinkwasser versorgt sind, müssen über eine, den Anforderungen der
Umweltschutzgesetzgebung genügende Abwasserreinigungs-Anlage verfügen, welche von
der kantonalen Dienststelle für Umweltschutz genehmigt werden muss.
Trinkwasserversorgung, Abwasserentsorgung und Kehrichtabfuhr richten sich nach den
speziellen Reglementen der Gemeinde.
lm Winter und bei speziellen Verhâltnissen kann das Voralpengebiet nur in eigener Verant­
wortung erreicht werden. Die Strassen und Wege werden nicht gerâumt.
Die Zufahrtsstrasse wird in Absprache mit dem Forstdienst im Rahmen des bisher üblichen
unterhalten.

Art. 80
Freiflâchen und Uferschutz FF

a) Freiflâchen

Die Freiflâchen umfa ssen jene Gebiete, welche zum Schutz des Orts- und Landschaftsbildes im
Interesse der Erholung, zur Freihaltung von Aussichtslagen, Strassenb ôschungen Gewâsser­
ufern und Waldrândern mit einern dauemdem Bauverbot oder mit Baubeschrânkungen belegt
werden kônnen.
Bestehende Bauten dürfen nur umgebaut werden, sofem sie dem Zweck der angrenzenden Zo­
nenicht widerspreehen.

b) Uferschutz

Wasserlâufe mit samt ihren Ufern und Bôschungen sind auf Grund der Bundesgesetzgebung
über den Gewâsserschutz und den atur- und Heimatschutz zu schi.itzen. Sie dürfen weder kor­
rigiert eingedolt noch überdeckt werden. Die Ufervegetation darf weder gerodet, überschi.ittet
oder auf andere Weise zum Absterben gebracht werd en. Der Kanton kann in Ausnahmefâllen
Rodungen der Ufervegetation bewilligen.

An Gewâ ssern und im geschützten Uferbereich sind nur Bauten und Anlagen ges tattet, welche
ml' die ëffentliche Nutzung und den nterhalt der Gewâsser notwendig sind. Uferaufschüttun­
gen und Materialablagerungen zu pr ivaten Zwecken sind untersagt.
Von der Oberkante der Uferbôschung ist injedem Fall ein Bauabstand von mindestens 4 m
einzuhalten.

Art. 81
Übriges Gemeindegebiet üG

Das Übrige Gemeindegebiet umfasst die Fl âchen der Gemeinde, welche nicht zur Bauzone, zur
Landwirtschaftszone oder zu einer speziellen Zone wie zur Zone fur Sport und Erholung oder
zum Waldareal gehôren, In der Regel sind dies unproduktive Gebiete wie Felsgebiete oder
Berggebiete.
Grundsâtzlich kann im Uebrigen Gemeindegebiet nur in begri.indeten Ausnahmefâllen eine Bau­
bewilligung erteilt werden. Der Entscheid liegt beim Gemeinderat und beim Kanton.
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Art. 82
Waldareal und Baumbestânde W+B
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Art . 31 kRPG Flâchen, die aufgrund von Bestockung oder Bodennutzung aIs Waldareal gelten, sind durch
die Forstgesetzgebung geschützt. Sie dürfen ohne Bewilligung der zustândigen Instanzen
nicht gerodet und einer anderen Nutzung zugeführt werden. Jedes Beseitigen von Bâumen,
Gehëlz oder Gebüsch bedarf einer Bewilligung durch den Gemeinderat.

Waldcharakter und die Begrenzung der Waldareale werden durch den Waldkataster festge­
legt. Das Verfahren in bezug auf die Festlegung der Waldareale regelt die Forstgesetzge­
bung.

Nâher als in einer Horizontaldistanz von mindestens 10.0 m von einer Waldgrenze darf
keine Baute erstellt werden. Für Ausnahmen sind die kantonalen Behërden zustândig, Wei­
tere forstpolizeiliche Vorschriften bleiben vorbehalten.

Art. 83
Quellschutzzonen QSZ

a) Die Quell- und Grundwasserschutzzonen haben zum Ziel, die Trinkwasser sowohl von einer
schleichenden wie auch von einer unfallbedingten Verunreinigung zu schützen. Massgebend
fur die Nutzungsbeschrânkung ist die eidg. und kantonale Gesetzgebung, insbesondere das
Gewâsserschutzgesetz und die entsprechenden Verordnungen.

Die Quellschutzzonen werden in folgende Schutzzonen eingeteilt:

- ZONE I: Sie umfasst in der Regel die unmittelbare Umgebung der Fassung. Sie solI ein­
gezâunt werden. Nur Gründüngen ist gestattet.

- ZONE II: Sie dient zum Schutz der Quelle vor Verunreinigungen. Grundsâtzlich gelten
in dieser Zone Bauverbot sowie starke Düngungsbeschrânkungen.
Jedes Baugesuch in dieser Zone muss durch einen Geologen geprüft werden.

- ZONE III: Sie hat die Funktion einer Pufferzone. Grundsâtzlich verboten sind Industrie­
bauten und Materialentnahmen.
Jedes Baugesuch in dieser Zone muss durch einen Geologen geprüft werden.

b) Innerhalb der Quell- und Grundwasserschutzzonen muss der Gesuchsteller den Beweis
erbringen, dass sein Projekt die Quellen oder das Grundwasser nicht gefâhrdet,

Art. 84
Gefahrenzonen GZ

Art. 31 kRPG Gefahrenzonen sind Gelândeabschnitte, die erfahrungsgemâss oder voraussehbar durch Natur­
gewalten (Lawinen, Steinschlag, Rutschungen, Ueberschwemmungen oder andere Naturgefah­
ren) bedroht sind.

1) Gefahrenzone 1 (rot)

Gefahrenzonen 1 sind Gebiete mit erheblicher potentieller Gefâhrdung, In diesen Gebieten
dürfen keine Bauten irgendwelcher Art erstellt werden, die zu einer Gefâhrdung von Men­
schen, Tieren oder erheblichen Sachwerten führen kënnen.
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2) Gefahrenzone 2 (blau)
Gefahrenzonen 2 sind Gebiete mit mittlerer potentieller Gefâhrdung. Baugesuche in diesen
Gebieten müssen im Hinblick auf eine Gefâhrdung überprüft werden. Der Gemeinderat und
die zustândigen kantonalen Stellen sind berechtigt, bauliche Sicherheitsvorkehren wie be­
sondere Stellung, Ausbildung und Verstârkung des Gebâudes aufKosten des Gesuchsteller
zu verlangen. Femer kann er im Falle ausserordentlich schwerer Gefahr weitere Massnah­
men (z.B. Evakuierung) zur Sicherung von Mensch und Tier anordnen.

3. Gefahrenzone 3 (gelb)
Gefahrenzonen 3 sind Gebiete mit geringer potentieller Gefâhrdung. Bauvorhaben in die­
sen Gebieten müssen im Hinblick auf ihre Gefâhrdung überprüft werden. Dabei müssen
exponierte Bauteile wie z.B. Türen oder Fenster im Hinblick auf die zu erwartenden Stau­
drücke dimensioniert werden. Baugesuche innerhalb der gelben Gefahrenzonen müssen der
zustândigen kantonalen Dienststelle zur Vormeinung unterbreitet werden.

Dem Grundeigentümer bleibt der Nachweis offen, dass die Gefâhrdung des Baugrundstückes
und des Zugangs durch sichemde Massnahmen behoben ist.

VII SCHLUSS- UND STRAFBESTIMMUNGEN

Art. 85
Ausnahmebewilligungen

Sofem besondere Verhâltnisse oder Bedürfnisse es rechtfertigen und unter Vorbehalt kantonal­
rechtlicher Bestimmungen kann der Gemeinderat Ausnahmen von den Vorschriften dieses
Reglementes bewilligen. Es dürfen aber keine wesentlichen nachbarlichen und ôffentlichen In­
teressen verletzt werden.

Die Erteilung einer Ausnahmebewilligung ist insbesondere zulâssig:
wenn die Anwendung des Baureglementes zu einer ausserordentlichen Hârte führt,
fur Bauten in ausschliesslich ëffentlichem Interesse,
fur provisorische Bauten,
fur landwirtschaftliche Bauten,
fur bestehende Bauten und Anlagen ausserhalb der Bauzone, laut Bestimmungen von
Art. 31 des kantonalen Baugesetzes

Die Ausnahmebewilligung kann mit Auflagen verknüpft sowie befristet oder als widerrufbar
erklârt werden. Setzt die Bewilligung des Bauvorhabens die Erteilung einer Ausnahme voraus,
so ist in der Baueingabe ausdrücklich darum nachzusuchen. Das Ausnahmebegehren ist sodann
zu begründen.

Vorbehalten bleiben zusâtzliche Vorschriften der Spezialgesetzgebung.

Art. 86
Besitzstandgarantie / Wiederaufbau

Bestehende, rechtmâssig erstellte Bauten und Anlagen, die den geltenden Plânen oder Vor­
schriften widersprechen, dürfen unterhalten, zeitgemâss emeuert, umgebaut oder erweitert wer­
den, soweit dadurch ihre Rechtswidrigkeit nicht verstârkt wird.
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Bauten und Anlagen, die neuen Vorschriften und Plânen nicht entsprechen, sind nur anzupas­
sen, wenn das Gesetz oder das Baureglement der Gemeinde dies ausclrücklich vorsieht, oder
wenn es zur Wahrung der ëffentlichen Ordnung geboten ist.

Vorbehalten werden die Spezialgesetzgebung sowie Gemeindevorschriften, welche die Besitz­
standsgarantie fur besondere Fâlle des Gemeindebaurechts regeln.

Bei Zerstërung durch Brand oder andere Katastrophen ist der Wiederaufbau von rechtmâssig
erstellten, den geltenden Plânen oder Vorschriften widersprechenden Bauten gestattet, wenn
keine überwiegenden Interessen entgegenstehen und das Baugesuch innert fünf Jahren seit der
Zerstôrung eingereicht wird. Der Wiederaufbau hat dem zerstërten Bau hinsichtlich Art , Um­
fang und Lage zu entsprechen. Eine Ânderung hinsichtlich der alten Baute ist môglich, sofem
damit eine wesentliche Verbesserung erreicht wird.

Art. 87
Gebühren

Für die Behandlung der Baugesuche, die Benutzung von ôffentlichem Grund und die Baukon­
trolle sind Gebühren zu entrichten. Der Gebührentarif wird vom Gemeinderat festgesetzt.

Vorbehalten bleiben die Gebühren der kantonalen Baukommission.

Art. 88
Bussen

Wer aIs Verantwortlicher, insbesondere aIs Bauherr, Architekt, Ingenieur, Bauleiter oder Bau­
untemehrner ein Bauvorhaben ohne Baubewilligung oder in Missachtung von Bedingungen,
Auflagen oder Vorschriften ausführt oder ausführen lasst, oder wer vollstreckbaren baupolizei­
lichen Anordnungen, die ibm gegenüber ergangen sind, nicht nachkommt, wird von der zustân­
digen Baupolizeibehërde mit Bussen von 100 bis 50'000 Franken bestraft.

In schweren Fâllen, insbesondere bei Ausführung von Bauvorhaben trotz rechtskrâftigem Bau­
abschlag, bei Verletzung von Vorschriften aus Gewinnstreben und bei Rückfall kann die Busse
bis auf 100'000 Franken erhôht und überdies aufHaft erkannt werden. Ausserdem sind wider­
rechtliche Gewinne gernâss Artikel 58 des Schweizerischen Strafgesetzbuches einzuziehen. lm
Fal1e der Nichtbefolgung der Wiederinstandstellungsverfügung kann eine hôhere Busse ausge­
sprochen werden. In leichten Fâllen betrâgt die Busse 50 bis 1000 Franken.

Wurde die Widerhandlung in der Führung einer juristischen Person, einer Kollektiv- oder
Kommanditgesellschaft begangen, so sind ihre Organe fur die Busse, fur die konfiszierbaren
Gewinne, Gebühren und Kosten solidarisch haftbar.

Das Strafverfahren wird durch die einschlâgige kantonale Gesetzgebung geregelt. Vorbehalten
bleiben die Kompetenzen der Gemeinde.

Art. 89
Verjâhrung

Die Widerhandlungen verj âhren in drei Jahren seit Erkennbarkeit. Die Bussen verjâhren in der
gleichen Frist seit Rechtskraft der Busse.
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Die Verfolgungsverjâhrung wird durch jede Untersuchungshandlung, die Vollstreckungsverjâh­
rung durch jede Vollstreckungshandlung unterbrochen.

Die absolute Verjâhrung tritt nach sechs Jahren ein; Bei kumulativ ausgesprochenen Bussen
nach zehn Jahren.

Art. 90
Inkrafttreten

Dieses Baureglement tritt nach seiner Annahme durch die Urversammlung und die Genehmi­
gung durch den Staatsrat in Kraft. Damit werden sâmtliche bisherigen Bestimmungen aufgeho­
ben, welche dem vorliegenden Baureglement widersprechen .
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